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Editorial

Lieber Leser*innen,

Hass im Netz fordert unsere demokratische Ge-
sellschaft heraus. Zu Recht wird über die Proble-
matik intensiv diskutiert. Die vor Ihnen liegende 
Dokumentation soll einen Beitrag zur Debatte 
leisten. Erstens, indem sie das Phänomen im Kreis 
Groß-Gerau in den Blick nimmt und analysiert, wie 
und in welcher Form Hass und Hetze im Netz auf-
treten. Denn Hinschauen und Erkennen sind die 
ersten grundlegenden Schritte, um ein Problem 
anzugehen. Zweitens gibt Ihnen diese Dokumen-
tation auf den farbig unterlegten Seiten erste 
Tipps und Hinweise, wie Sie sich gegen Hass und 
Hetze engagieren können. Die Chronik extrem 
rechter Vorfälle im Kreis im ersten Kapitel zeigt: 
Hass bleibt auf Dauer nicht virtuell, sondern kann 
reale Konsequenzen in unserem Alltag und Umfeld 
haben. 

Wir wünschen eine erhellende Lektüre.

Pit Reinesch, Fabian Jellonnek
(Redaktion)

Grußwort

Liebe Leser*innen,

“Worte können sein wie winzige Arsendosen: 
sie werden unbewusst verschluckt, sie scheinen 
keine Wirkung zu tun, und nach einiger Zeit ist 
die Giftwirkung doch da.“

Das hat der Romanist Viktor Klemperer in seinem 
Werk „LTI. Die Sprache des Dritten Reichs“ ge-
schrieben. Worte können wirken wie ein schlei-
chendes Gift. Dass wir mit Sprache Gewalt nicht 
nur beschreiben oder ankündigen, dass Sprache 
selbst verletzen kann, ist kein neues Phänomen. 
Plumpe Beleidigungen, Taktlosigkeiten, sarkas-
tischer Spott können allerdings in unseren ver-
netzten digitalen Welten eine ungleich größere 
Wucht entfalten. Wer in Reden oder Tweets an-
dere Menschen aus welchen Gründen auch immer 
erniedrigt oder abwertet, verletzt ihre Würde. Und 
damit zugleich den Grundkonsens in unserer Ge-
sellschaft. 
Wir beobachten, dass Sprache in den sozialen Me-
dien aggressiver und hemmungsloser geworden 
ist. Wenn sich Menschen früher drei Tage über-
legt haben einen Lesebrief zu verfassen und eine 
Meinung zu einem Thema zu äußern, so wird heu-
te keine drei Minuten mehr darüber nachgedacht, 
wie und was in den sozialen Netzwerken kommen-
tiert oder geteilt wird. Diese Schnelllebigkeit ver-
leitet zu pauschalen Wertungen. Während einige 
dieses Medium ganz bewusst für die rasche Ver-

Landrat Thomas Will
Foto: Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau

breitung rassistischer und fremdenfeindlicher Po-
sitionen nutzen, gehen viele der menschenfeindli-
chen Propaganda auch deshalb auf den Leim, weil 
sie die Absicht nicht durchschauen.  
Wir möchten mit dieser Dokumentation zeigen, 
wie Hass und Hetze im Netz ausgelöst werden und 
mit welchen Strategien rechtsextreme und rassis-
tische Zusammenschlüsse, aber auch scheinbar 
demokratische Institutionen zur Erreichung ihrer 
Ziele und Interessen Posts oder Nachrichten ma-
nipulieren. Wir möchten dazu ermutigen, sowohl 
offline als auch online in sozialen Medien genauer 
hinzuschauen. Nur wer Hass und Hetze im Netz 
erkennt und sich dagegen positioniert, kann letz-
ten Endes auch entsprechend handeln. Deshalb 
hat der Kreis Groß-Gerau die Dokumentation in 
Auftrag gegeben. Ich möchte mich vor allem bei 
den Autoren Fabian Jellonnek und Pit Reinesch 
von „achtsegel.org“ sowie beim Büro für Integra-
tion und der dort angesiedelten Fachstelle gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus für die Arbeit 
sehr herzlich bedanken.

Ihr Thomas Will 
(Landrat) 
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Mit dem Begriff „Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit“ werden eine 
Reihe von Einstellungen (Elemen-
te) bezeichnet, deren gemeinsamer 
Kern die Überzeugung ist, dass ver-
schiedene Gruppen von Menschen 
ungleichwertig seien.

Forscher der Uni Bielefeld, die den Begriff ent-
wickelt haben, beschreiben Gruppenbezoge-
ne Menschenfeindlichkeit als ein Syndrom, 
da sie festgestellt haben, dass es bei Perso-
nen, die einem der Elemente zustimmen auch 
wahrscheinlicher ist, dass sie den anderen 
Elementen ebenfalls zustimmen.
In einer Langzeitstudie von 2002-2011 entwi-
ckelte das Bielefelder Institut für interdiszi-
plinäre Konflikt- und Gewaltforschung (IKG), 
unter der Leitung von Professor Wilhelm Heit-
meyer, das Konzept Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit und untersuchte dessen 
Verbreitung in Deutschland. Die Ergebnisse 
wurden in jährlichen Berichten unter dem Titel 
„Deutsche Zustände“ veröffentlicht. Nachfol-
geprojekte veröffentlichen auch weiterhin ak-
tuelle Zahlen und Untersuchungen zum The-
ma. Die aktuellsten Zahlen wurden 2019 unter 
dem Titel „Verlorene Mitte – feindselige Zu-
stände?“ veröffentlicht (Küpper/Krause/Zick 
2019).

Das Syndrom der Gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit besteht aus zwölf Ele-
menten:

Rassismus: Abwertung von Menschen auf-
grund ihres Aussehens, ihrer kultureller Ei-
genarten oder ihrer ethnischen, nationalen 
oder religiösen Zugehörigkeit. In der Studie 
wird der klassische biologistische Rassismus 
erfragt, d.h. die Konstruktion der Überlegen-
heit der Eigengruppe gegenüber Fremdgrup-
pen aufgrund angenommener biologischer 
Unterschiede.

Fremdenfeindlichkeit: Abwertung von Men-
schen aufgrund ihrer (zugeschriebenen) 
Herkunft. In der Studie werden dabei sowohl 
kulturelle als auch wirtschaftliche Motive er-
fragt. 

Antisemitismus: Abwertung von Menschen 
aufgrund ihres jüdischen Glaubens. In der 

Studie werden auch häufige Stereotype und 
Verschwörungsglaube erfragt. 

Homofeindlichkeit: Abwertung von Men-
schen aufgrund ihrer Homosexualität. Dazu 
gehört auch die Ablehnung der rechtlichen 
Gleichstellung von homosexuellen Paaren.

Abwertung von Obdachlosen: Abwertung von 
Menschen aufgrund ihrer sozialen Lage als 
Wohnungslose. 

Ableismus: Abwertung von Menschen auf-
grund von körperlichen und geistigen Behin-
derungen. Dazu gehört auch die Unterstel-
lung behinderte Menschen würden zu viel 
Unterstützung genießen.

Islamfeindlichkeit: Abwertung von Menschen 
aufgrund ihres islamischen Glaubens. Diese 
drückt sich meist auch durch Feindlichkeit 
gegenüber islamischen religiösen Symbolen 
oder Praktiken aus.

Sexismus: Betonung der Unterschiede zwi-
schen Geschlechtern und der angeblichen 
Überlegenheit von Männern. In der Studie 
werden dabei auch Einstellungen wie die 
Leugnung von Chancenungleichheit und die 
Befürwortung klassischer Rollenbilder er-
fragt.

Etabliertenvorrechte: Auffassung von Altein-
gesessen, dass sie Vorrechte gegenüber neu 
hinzugezogenen Menschen (gleich welcher 
Herkunft) genießen würden. 

Abwertung von Langzeitarbeitslosen: Ab-
wertung von Menschen aufgrund ihrer sozi-
alen Lage als Arbeitslose. Hier spielt der As-
pekt des Sozialdarwinismus eine Rolle indem 
Langzeitarbeitslosen eine mangelnde gesell-
schaftliche Nützlichkeit unterstellt wird.

Abwertung von Asylbewerber*innen: Abwer-
tung von asylsuchenden Menschen. Dies be-
inhaltet die Absprache von legitimen Gründen 
und Motiven von Geflüchteten.

Antiziganismus: Abwertung von Angehörigen 
der Sinti und Roma. Dazu gehört die Stigma-
tisierung und gesellschaftliche Ausgrenzung 
aufgrund von zugeschriebenen Merkmalen.

Gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit im Laufe des For-
schungszeitraums. Daten: IKG 
Layout: achtsegel.org
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CHRONIK: RECHTSEXTREME 
GEWALT, STRAFTATEN UND 
VORFÄLLE IM KREIS

1.2.

27.08.2013
NPD will demonstrieren - und sagt doch ab
Eigentlich hatte die NPD für den Tag eine Kund-
gebung in Rüsselsheim angemeldet. Rund 400 
Menschen versammelten sich, um dagegen zu 
protestieren. Die NPD sagte kurzerhand ihren 
Auftritt ab. (belltowernews 2013)

28.12.2013
Polizei nimmt neun Personen nach unerlaubter 
Plakataktion vorläufig fest
Die Polizei Groß-Gerau nimmt neun Personen 
vorläufig fest, die an Bahnhöfen unerlaubt pla-
katieren. Bei den Personen handelt es sich um 
Angehörige des rechtsextremen Spektrums. 
(Polizeipräsidium Südhessen 2013)

06.07.2014
Bahnkontrolleur wird rassistisch beleidigt und 
attackiert
Beamte der Polizeistation Kelsterbach nahmen  
einen 30 Jahre alten Mann am Bahnhof fest. Der 
Festnahme ging eine körperliche Auseinander-
setzung in der S-Bahn der Linie 9 voraus. Nach 
Zeugenaussagen soll der Kelsterbacher den 
Mitarbeiter der DB Sicherheit rassistisch belei-
digt haben. (Polizeipräsidium Südhessen 2014)

April 2015
Autonome Nationalisten und III.Weg verteilen 
Flugblätter
Groß-Gerau + Rüsselsheim: Mitglieder der „Au-
tonomen Nationalisten Groß-Gerau“ verteilen 
gemeinsam mit Mitgliedern der Partei „Der III. 
Weg“ Flugblätter, auf denen zur Nazi-Demons-
tration am 1. Mai in Saalfeld aufgerufen wird. 
(Antifaschistische Aktion Südhessen 2016)

16.05.2015
Holocaust-Leugner und Ex-NPD-Vorsitzender 
hält Vortrag in Groß-Gerau
Rede-Veranstaltung mit Günther Deckert, dem 
ehemaligen Bundesvorsitzenden der NPD. (Anti-
faschistische Aktion Südhessen 2016)

24.06.2015 
Körperverletzung in Raunheim
In Raunheim kam es zu einer Körperverletzung. 
Die Straftat wird in einer Auflistung des Bun-
destags als politisch motiviert rechts geführt.
(Deutscher Bundestag 2017) 

28.07.2015
Feuer vor Flüchtlingsheim in Büttelborn
Der Brand eines Carports neben einer Unter-
kunft für Flüchtlinge in Büttelborn-Worfelden 
verursacht tausende Euro Schaden. Verletzt 
wurde niemand. Die Ermittlungen ergeben kei-
ne Hinweise auf Brandbeschleuniger. Dennoch 
schließt die Polizei eine vorsätzliche Brandstif-
tung nicht aus. (Etzelsberger 2015)

10.02.2016
Mann aus Ginsheim-Gustavsburg wegen Volks-
verhetzung verurteilt
Das Amtsgericht Groß-Gerau hat einen 41-Jäh-
rigen wegen Volksverhetzung und unerlaubten 
Munitionsbesitzes zu einer Geldstrafe ver-
urteilt. Im Dezember 2013 hatte der Angeklagte 
auf seiner Facebook-Seite unter anderem die 
Wiederinbetriebnahme von Konzentrationsla-
gern gefordert. (Herrmann 2016) 

18.04.2016
„Antikapitalistisches Kollektiv Hessen“ verteilt 
Flyer
Das neu gegründete sogenannte „Antikapita-
listische Kollektiv Hessen“ (AKK) verteilt Flyer 
in etlichen Städten in Südhessen und explizit 
im Kreis Groß-Gerau. Es findet unter anderem 
ein Infotisch statt. Geworben wird für die Nazi-
demonstration am 1. Mai in Plauen. (Antifaschis-
tische Aktion Südhessen 2016)

28.03.2017
Reichsbürger*innen in Groß-Gerau
Auf Zeitungsanfrage gibt die Kreisverwaltung 
bekannt, dass im Kreis zum Zeitpunkt elf Reichs-
bürger*innen bekannt seien. In Rüsselsheim soll 
es Treffen der Reichsbürger*innen-Gruppie-
rung „Exilregierung Deutsches Reich“ gegeben 
haben. (Erlenbach 2017) 

06.05.2017
Neonazis verteilen Flyer und Aufkleber mit rech-
tem Gedankengut
Rechtsextreme verteilen Flyer und Aufkleber 
in Groß-Gerau. Laut Cornelia Benz, Stadtspre-
cherin Groß-Gerau, sind die Aufkleber vermehrt 
ab dem 23. April aufgetaucht. Dabei handele es 
sich unter anderem um Material des AKK. Mehr 
dazu in Kapitel 3.5.  (Hoffmann 2017)

25.11.2017
Opel-Betriebsrat zeigt sich bei rechter Veran-
staltung
Ein Mitglied des Opel-Betriebsrats tritt bei einer 
Veranstaltung des rechten Compact Magazins 
auf. Später tritt er der rechten Gewerkschaft 
„Zentrum Automobil“ bei. Mehr dazu in Kapitel 
3.2. (Hessenschau 2018)

20.01.2018
Symposium der rechten „Demo für alle“ in Kels-
terbach
In Kelsterbach findet eine Konferenz der rech-
ten „Demo für alle“ statt. Die Organisation fällt 
vor allem durch antifeministische und homo-
sexuellen-feindliche Positionen auf. Gegen die 
Konferenz formiert sich ein Gegenprotest. 
(Voigts 2018)

05.02.2018
Unbekannte schänden KZ-Gedenkstätte
Unbekannte haben in Mörfelden-Walldorf meh-
rere Glasscheiben des „Margit-Horváth-Zen-
trums“ zerstört. Bei dem Zentrum handelt es 
sich um einen Glasbau, der sich in einem ab-
gelegenen Waldstück befindet und über den 
freigelegten Mauerresten eines früheren Kü-
chengebäudes der KZ-Außenstelle Walldorf er-
richtet wurde. (Joachim 2018)

11.06.2018
Infotafel an „Margit-Horvath-Zentrum“ durch 
Feuer zerstört
Ein Zeuge beobachtet, dass eine Infotafel des 
um die Gedenkstätte des ehemaligen KZ-Aus-
senlagers Walldorf führenden Lehrpfads der 
Margit-Horvath-Stiftung durch ein Feuer zer-
stört wurde. An der Gedenkstätte selber wur-
den keine Beschädigungen festgestellt. Die 
Polizei geht nach derzeitigem Ermittlungsstand 
von einer vorsätzlichen Brandlegung aus und 
ermittelt nun wegen Sachbeschädigung.  
(Polizeipräsidium Südhessen 2018a)

12.06.2018
Einbruch in Anne-Frank-Schule
Bei einem Einbruch in die Anne-Frank-Schule in 
Raunheim werden verfassungsfeindliche Sym-
bole hinterlassen. Die Schulleiterin befürchtet, 
dass diese in einem Zusammenhang mit der 
Auszeichnung „Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage“ stehen könne. (Echo Online 2018)

23./24.06.2018
Schmierereien an der Martin-Buber-Schule mit 
rechten Parolen
An eine Hütte auf dem Schulhof der Mar-
tin-Buber-Schule in Groß-Gerau, sprühten Un-
bekannte mit schwarzer Farbe eine rechte Pa-
role. (Polizeipräsidium Südhessen 2018b)

17.07.2018
Hitlergruß und Naziparolen in Darmstädter In-
nenstadt
In der Darmstädter Schleiermacherstraße pö-
belten laut Zeugenaussagen zwei 19 und 24 
Jahre alte Männer gegen 21 Uhr einen dunkel-
häutigen Mann an. 
Anschließend sollen sie den Hitlergruß gezeigt 
und Naziparolen gerufen haben. Die Polizei 
nahm die beiden Männer kurz darauf im Herrn-
garten fest, sie stammen aus Groß-Gerau und 
Darmstadt. (Frankfurter Rundschau 2018) 

14.09.2018
Naziparolen & Hitlergruß: Polizei nimmt vier 
Männer vorläufig fest
Beamte der Polizeistation Groß-Gerau haben 
in Büttelborn vier Männer vorläufig festgenom-
men. Sie riefen Naziparolen und zeigten den 
Hitlergruß (Polizeipräsidium Südhessen 2018c)

29.10.2018
Alexandra Walter veröffentlichte geschichtsre-
visionistische Aussagen
Am 29. Oktober wurde bekannt, dass die damals 
für die AfD in den hessischen Landtag gewähl-
te Alexandra Walter aus Rüsselsheim auf ihrem 
Facebook-Account geschichtsrevisionistische 
Thesen veröffentlichte. Zudem bezeichnete 
sie einen ehemalige SS-Offizier als „tollen Men-
schen“.  Mehr dazu in Kapitel 2.4. (achtsegel 
2018)

27.11.2018
Rechte Aufkleber an Schule
Am 27. November 2018 wurden rechte Aufkleber 
an der Immanuel-Kant-Schule in Rüsselsheim 
gefunden.

29.11.2018
Graffiti türkischer Faschisten
Am 29. November wurden mehrere Sprühereien 
türksicher Faschisten in Rüsselsheim gefunden.

13./14.02.2019
III. Weg verteilt Flugblätter in Raunheim und 
Bischhofsheim
In Raunheim und Bischofsheim werden Flyer der 
rechtsextremen Kleinstpartei „Der III. Weg“ ver-
teilt. (Der III. Weg 2019a)

03.03.2019
III. Weg verteilt Flugblätter in Biebesheim und 
Raunheim
In Biebesheim und Raunheim verteilt der rechts-
extreme III.Weg Flyer. (Der III. Weg 2019b)

02.04.2019
III. Weg verteilt Flugblätter in Gustavsburg
In Gustavsburg verteilt der rechtsextreme III.
Weg Flyer. (Der III. Weg 2019c)
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Versuchen Sie der Situation zu entkommen:
Ihre Sicherheit hat oberste Priorität. Sie kön-
nen im Moment eines Angriffs, auch wenn 
dieser zunächst „nur“ verbal erfolgt, nicht 
einschätzen, wie die Situation ausgeht. Sie 
können die Motive der Täter*innen allenfalls 
erahnen und wissen nicht, wie weit die Angrei-
fenden gehen werden. Daher ist es ratsam, 
sich möglichst schnell in Sicherheit zu brin-
gen: Versuchen Sie sich in eine Position zu 
bringen, die Fluchtwege ermöglicht und nut-
zen Sie diese umgehend.

Aufmerksamkeit erregen:
Je mehr Zeug*innen den Vorfall beobachten, 
desto wahrscheinlicher werden die Täter*in-
nen von Ihnen ablassen. Außerdem können 
Zeug*innen wichtige Beiträge zur späteren 
Aufklärung des Tathergangs leisten. Seien Sie 
deshalb laut, wenn Sie angegriffen werden. 
Sprechen Sie umstehende Personen mög-
lichst direkt an und versuchen Sie lautstark 
mitzuteilen, was Ihnen gerade passiert.

Polizei verständigen:
Wenn Sie die Möglichkeit haben, verständigen 
Sie die Polizei. Auch wenn Sie bislang schlech-
te Erfahrungen mit der Polizei gemacht haben 
sollten, ist die Verständigung der Polizei das 
wirksamste Mittel, um eine Gewalteskalation 
zu verhindern.

Vorsicht mit Anfertigung von Bild- und Film-
aufnahmen:
Fast jede*r hat heutzutage ein Smartphone 
griffbereit, mit dem Foto- und Videoaufnah-
men gemacht werden können. Die Versu-
chung ist groß, bei rassistischen oder rechten 
Angriffen die Situation zu dokumentieren und 
insbesondere die Täter*innen abzufilmen. 
Dies kann jedoch gefährlich sein: Erstens 
lenkt der Fokus auf die Anfertigung von Film-
aufnahmen Sie von wichtigeren Maßnahmen 
ab, beispielsweise den Überblick zu behalten 
und sich Fluchtwege offenzuhalten. Zweitens 
können sich Täter*innen durch die Aufnahmen 
enorm bedroht fühlen und eine Eskalation 
herbeiführen, die sie ursprünglich nicht be-
absichtigt hatten. Oft sind solche unter dem 
Stress einer akuten Bedrohung aufgenom-

men Videos übrigens keine besonders guten 
Beweise für den Ablauf einer Tat. Zeug*innen, 
die Sie auf sich aufmerksam machen können 
und das möglichst genaue Einprägen von Tat-
hergang und Details helfen oft mehr als ver-
wackelte Videos.  

Gedächtnisprotokoll schreiben:
Zwischen einem rechten Übergriff und der 
juristischen Aufarbeitung des Falls können 
mehrere Monate liegen. Oft gehen in dieser 
Zeit Erinnerungen verloren oder sie werden, 
beispielsweise durch Gespräche, die man mit 
Dritten über die Situation geführt hat, ver-
fremdet. Versuchen Sie daher zeitnah ein Ge-
dächtnisprotokoll zu schreiben. Dieses soll-
te möglichst genau sein. Schreiben Sie auch 
Erinnerungen auf, die für die eigentliche Tat 
nicht relevant sind (beispielsweise die Farbe 
eines Autos, das während der Tat vorbeifuhr). 
Ebenso sollten Sie aufschreiben, wie Sie sich 
während der Tat gefühlt haben.

Verletzungen und Schäden dokumentieren:
Wenn im Zusammenhang mit der Tat Gewalt 
gegen Sie ausgeübt wurde, suchen Sie mög-
lichst zeitnah eine*n Arzt*Ärztin auf. Erzählen 
Sie dort, was Ihnen passiert ist und lassen Sie 
alle Verletzungen, aber auch Symptome wie 
Kopfschmerzen attestieren. 
Wenn Gegenstände, die Ihnen gehören, bei 
dem Angriff beschädigt wurden, beispielswei-
se eine Brille, dann dokumentieren Sie mög-
lichst zeitnah die Schäden für spätere Scha-
densersatzansprüche. (Back-Up NRW 2019)

Suchen Sie die Opferberatungsstellen auf:
In Hessen unterstützt die Beratungsstelle 
„response“ Menschen, die von rechtsextre-
mer, rassistischer, antisemitischer, antimus-
limischer oder antiziganistischer Gewalt be-
troffen sind. Die Beratung ist kostenfrei und 
kann auf Wunsch anonym erfolgen. Die Bera-
tungsstelle hilft Ihnen dabei, mit den psychi-
schen Folgen des Vorfalls umzugehen, unter-
stützt Sie bei der juristischen Aufarbeitung 
und kann Sie auch beim Umgang mit Behörden 
wie Polizei und Staatsanwaltschaft beraten. 
Die Kontaktadresse zur Beratungsstelle fin-
den Sie am Ende der Dokumentation.

Was tun bei einem rechten 
Angriff?

Wenn Sie selbst betroffen sind:

1.3.

Unterstützen Sie die Betroffenen:
Positionieren Sie sich laut und deutlich auf 
der Seite der Betroffenen. Machen Sie den Tä-
ter*innen klar, dass das Opfer nicht alleine ist. 

Sprechen Sie mit den Betroffenen:
Reden Sie mit dem Opfer. Gehen Sie nicht 
auf Verlautbarungen der Täter*innen ein. Er-
kundigen Sie sich nach dem Namen des Op-
fers und versuchen Sie eigene Schritte (bei-
spielsweise Informieren der Polizei) mit dem 
Opfer abzustimmen. Ermutigen Sie im Nach-
gang der Tat das Opfer, eine*n Arzt*Ärztin 
aufzusuchen. Erkundigen Sie sich nach dem 
Wohlergehen des Opfers und fragen Sie, ob 
Eigentum des Opfers beschädigt wurde.

Beobachten Sie genau und schreiben Sie ein 
Gedächtnisprotokoll:
Versuchen Sie sich alles, auch scheinbar ne-
bensächliche Details einzuprägen und schrei-
ben Sie möglichst zeitnah ein Gedächtnis-
protokoll, damit Erinnerungen nicht verloren 
gehen. Merken Sie sich insbesondere auch 
verbale Äußerungen der Täter*innen, die da-
rauf hinweisen, dass die Tat rassistisch, anti-
semitisch oder antiziganistisch motiviert ist.
 
Stellen Sie sich als Zeug*in zur Verfügung:
Teilen Sie dem Opfer mit, dass Sie den Vor-
gang beobachtet haben und bezeugen kön-
nen. Falls die Polizei zum Ort des Geschehens 

kommt, teilen Sie den Polizist*innen ebenfalls 
mit, dass Sie den Vorfall beobachtet haben.

Bleiben Sie beim Opfer:
Wenn der Vorfall vorüber ist und Sie der*die 
einzige Zeug*in sind, nehmen Sie nicht die 
Verfolgung der Täter*innen auf. Sie begeben 
sich in Gefahr. Zudem ist die Unterstützung 
der Opfer in diesem Moment wichtiger. 

Melden Sie den Vorfall zivilgesellschaftlichen 
Stellen:
Nicht jeder Vorfall findet Eingang in die Krimi-
nalstatistik, zudem werden viele Vorfälle nicht 
als politisch motivierte Kriminalität erfasst. 
Zivilgesellschaftliche Beratungsstellen, bei-
spielsweise „response“ dokumentieren Fälle, 
in denen Menschen von rassistischer Gewalt 
betroffen sind. Melden Sie dort entsprechen-
de Vorfälle, die Sie beobachtet haben.

Vorfälle, die im Kreis Groß-Gerau stattgefun-
den haben, können ebenfalls beim Vorfallmel-
des „Netzwerks gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus“ gemeldet werden:
https://www.kreisgg.de/migration/netzwerk-
gegen-rechtsextremismus-und-rassismus/
vorfall-melden/ 

Wenn Sie Zeug*in eines Vorfalls werden:
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HATESPEECH UND
HASSKOMMENTARE

2.1.

Antisemitismus äußert sich 
im Netz häufig in Verschwö-
rungstheorien.

Besonders oft betroffen  von Hasskommen-
taren sind Menschen, die marginalisierten 
Gruppen angehören. Die Politikerin Sawsan 
Chebli wird häufig attackiert, weil sie Muslima 
ist, weil sie eine Frau ist und weil sie erfolg-
reich ist.

(Quelle: Facebook)

(Quelle: Facebook)

Verboten: Hier zitiert ein 
User die Passage „Deutsch-
land erwache“ aus dem ver-
botenen Sturmlied.

Rassismus gegen Muslime: 
Auslöser sind die Werbe-
kampagne eines Staub-
sauger-Herstellers und die 
Hochzeit eines Fußballers aus 
Gelsenkirchen.

(Quelle: Facebook)
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NACHRICHTEN ODER 
STIMMUNGSMACHE?

2.2.

Für viele Menschen ist das Internet und sei-
ne vielfältigen Angebote inzwischen Nach-
richtenquelle Nummer Eins. Hier informieren 
sie sich nicht nur über das internationale und 
nationale Tagesgeschehen. Inzwischen gibt 
es viele Angebote mit lokalem Bezug auf ein-
zelne Städte, Regionen und Landkreise und 
sogar solche mit hyperlokalem Bezug auf klei-
nere Ortschaften oder Stadtteile. Lokale The-
men regen durch ihre unmittelbare Betroffen-
heit bei den Rezipienten einen verstärkten 
Drang aus, sich an der nachfolgenden Debat-
te selbst zu beteiligen. Daher ist auf vielen 
lokalen Nachrichtenseiten besonders hoher 
Traffic, also besonders starke Interaktion der 
User*innen in Form von Kommentaren und 
Diskussionen zu beobachten. Mitunter ist die 
Beliebtheit solcher Angebote auch darin be-
gründet, dass klassische Medien ihre lokale 
Berichterstattung aus Kostengründen zu-
rückfahren und somit über bestimmte Regio-
nen und Ortschaften kaum noch in Zeitung, 
Funk und Fernsehen berichtet wird.

Oft werden die Inhalte für entsprechende 
Nachrichtenseiten in der Mehrzahl nicht von 
den Betreiber*innen der Angebote selbst ver-
fasst. Zurückgegriffen wird vielmehr auf be-
stehende Texte klassischer Medien, die auf 
den Angeboten verlinkt und eingebaut wer-
den. Ebenso werden vielfach Meldungen von 
Polizeipressestellen in die Angebote integ-
riert. Durch diese Auswahl der Inhalte können 
die Angebote täglich neu befüllt und mitun-
ter mehrfach aktualisiert werden, ohne dass 
dazu eine eigene Redaktion erforderlich wäre. 
Der Aufwand für entsprechende Angebote 
hält sich also in einem Rahmen der unentgelt-
lich auch von berufstätigen Menschen in ihrer 
Freizeit geleistet werden kann. 

Mit Perspektive auf die Phänomene Grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit und 

Hatespeech macht eine Unterscheidung ent-
sprechender Angebote in zwei verschiedene 
Gruppen Sinn: Einerseits existieren News-Sei-
ten und Gruppen, die für sich tatsächlich ei-
nen Informationsanspruch reklamieren, also 
die Lesenden über lokale Geschehnisse auf 
dem Laufenden halten wollen. Andererseits 
gibt es viele Angebote, die mehr oder weni-
ger deutlich eine politische Agenda verfolgen 
und längst nicht alle Nachrichten an ihre Le-
ser*innen weitergeben, sondern nur solche, 
die das eigene Weltbild bestätigen und ver-
festigen. Bei solchen Angeboten kann man 
auch von manipulierenden Nachrichtenseiten 
sprechen, weil sie bestimmte Teilbereiche der 
Realität ausklammern und andere dagegen 
verstärken, zuspitzen und übertreiben. 

Kommentare, die einen hetzerischen Charak-
ter haben, Ressentiments produzieren oder 
gar volksverhetzend sind, finden sich auch 
auf Angeboten der ersten Gruppe. Dies hat 
verschiedene Gründe: Erstens führt der star-
ke Fokus auf Kriminalnachrichten (bedingt 
durch die häufige Einspeisung von Polizei-
meldungen) dazu, dass bei den Rezipienten 
der Eindruck entstehen kann, man sei perma-
nenter Unsicherheit ausgesetzt. Verstärkt 
wird dieser Effekt dadurch, dass Polizeipres-
semeldungen häufig zu Beginn von laufen-
den Ermittlungen veröffentlicht werden, bei-
spielsweise um Zeug*innen vermeintlicher 
Vorfälle zu finden. Stellt sich im Laufe der Er-
mittlungen heraus, dass ein Sachverhalt an-
ders abgelaufen ist, als zunächst vermutet, 
wird dies nur selten in einer weiteren Presse-
meldung kommuniziert. Der Eindruck aus der 
ersten Pressemeldung bleibt damit bei mehr 
Menschen hängen, als der tatsächliche Tat-
hergang. Zweitens schafft der lokale Bezug 
der Angebote einen besonderen Anreiz, sich 
zum geschilderten Sachverhalt zu äußern. 
Drittens steckt hinter entsprechenden Soci-

Im Sozialen Netzwerken geben sich viele Angebote als Nachrichten-
seiten aus. Dabei verfolgen sie eigentlich eine politische Agenda: Stim-
mungsmache gegen Menschengruppen. Auch über Groß-Gerau und 
die Region gibt es solche Pseudo-Nachrichtenseiten - das sind ihre 
Tricks:

al-Media-Gruppen eben keine professionelle 
Redaktion mit den Ressourcen und Erfahrun-
gen, um die Masse an Kommentaren zu mode-
rieren. 
Bei Angeboten der zweiten Gruppe, also den 
manipulierenden Nachrichtenseiten wird da-
gegen die Leserschaft gezielt zum Tippen 
menschenfeindlicher, rassistischer und de-
mokratiefeindlicher Kommentare animiert. 
Dazu setzen die Macher*innen gezielt ver-
schiedene Strategien ein:

1. Die Auswahl der präsentierten Artikel wird 
danach getroffen, wer in den verbreiteten 
Nachrichten als Täter*in oder als Opfer mar-
kiert werden kann. Manipulierende Nachrich-
tenseiten verlinken in aller Regel ausschließlich 
Nachrichten, in denen als fremd wahrgenom-
mene Personen als Verursacher*innen von 
Straftaten oder gesellschaftlichen Missstän-
den in Erscheinung treten. Als „autochtone 
Deutsche“ wahrgenommene Personen sind in 
den verbreiteten Nachrichten dagegen häufig 
Opfer oder Leidtragende von Entwicklungen. 
Die Auswahl der gezeigten Nachrichten folgt 
somit den Kriterien eines rassistischen Welt-
bilds, indem alles Übel von „den anderen“ ver-
ursacht wird und die „Wir-Gruppe“ dagegen 
als unschuldig erscheint.

Der rechtsextreme III.Weg präsentiert auf 
seinem „Nachrichtenangebot“ nur Schlagzei-
len, die dem rassistischen Weltbild der Partei 
entsprechen. (Quelle: Twitter)

2. Um diesen Eindruck zu verstärken werden 
mitunter auch Nachrichten verbreitet, die sich 
gar nicht in der Region ereignet haben, denen 
sich die manipulierende Nachrichtenseite an-
geblich verschrieben hat. Wenn in anderen 
Gebieten Deutschlands Vorfälle stattfinden, 
die das genannte rassistische Weltbild be-
stätigen, dann werden diese ebenfalls in den 
Gruppen und auf den Seiten gepostet.

Das Facebook-Angebot „Abendlandpost - 
Ihr Südhessen-Kurier“ berichtet über einen 
Raubfall. Dieser fand nicht in Deutschland 
statt, sondern In Österreich.

(Quelle: Facebook)

osteuropäisches/arabisches

Dunkelhäutiger

südländische

Kurier.at
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Alle gezeigten Beispiele stammen von 
Seiten, die einen eindeutig extrem rech-
ten Hintergrund haben. Bei den Recher-
chen zu dieser Dokumentation konnte 
festgestellt werden, dass auch in anderen 
Facebook-Gruppen mit Bezug zum Kreis 
Groß-Gerau vereinzelt diese Methoden 
angewendet werden.

5. Themen werden durch manipulierende 
Nachrichtenseiten wichtiger gemacht, als 
sie eigentlich sind. In Kommentierungen wird 
beispielsweise das Wort „Eilmeldung“ oder 
„breaking“ hinzugefügt oder mit alarmie-
rendem Tonfall behauptet, dass durch diese 
Meldung gesellschaftliche Entwicklungen un-
widerruflich in Gang gesetzt oder bewiesen 
seien.

„Deutschland endgültig auf dem Weg in die 
dritte Diktatur!“ behauptet diese Eilmeldung. 
Tatsächlich geht es darum, dass eine Klage 
der AfD vor dem Bundesverfassungsgericht 
abgewiesen wurde. (Quelle: Facebook)

6. Obwohl manipulierende Nachrichtenseiten 
vornehmlich ihre Inhalte erstellen, indem sie 
auf Recherchen seriöser Medien verweisen, 
behaupten sie, dass klassische Medien nicht 
unabhängig berichteten. Manipulierende 
Nachrichtenseiten inszenieren eine angeb-
lich stattfindende Zensur. Damit wollen sie 
Leser*innen an ihre eigenen Seiten binden 
und gleichzeitig das Vertrauen in Presse, Öf-
fentlichkeit und demokratische Institutionen 
nachhaltig beschädigen.

Hier wird ein Artikel einer russischen Propa-
gandaseite geteilt und die Seite als „West-
fernsehen“ bezeichnet, weil angeblich 
klassische Medien nicht über das Treffen 
berichteten. (Quelle: Facebook)

7. Mitunter stecken hinter manipulierenden 
Nachrichtenseiten Personen aus rechtsex-
tremen Gruppierungen. Zwischen den ge-
teilten Nachrichten tauchen daher immer 
wieder Pressemeldungen und Selbstdarstel-
lungen entsprechender Gruppen auf. Die ver-
linkten Artikel werden dadurch als Lockvogel 
für rechtsextreme Propagandaseiten miss-
braucht. 
Die „Unzensierten Nachrichten Südhessen“ 
berichten über Flyeraktion der rechtsext-
remen Kleinstpartei „Der III. Weg“. (Quelle: 
Twitter)

3. In eigenen Kommentierungen der gepos-
teten Nachrichten spitzen die Admins mani-
pulierender Nachrichtenseiten die verlinkte 
Nachricht zu und beeinflussen die Perspekti-
ve der Lesenden auf die beabsichtigte rassis-
tische Deutung der Nachricht. Oft wird in den 
eigenen Kommentierungen der Betreiber*in-
nen auch der Eindruck erzeugt, dass die Le-
serschaft selbst und persönlich von der ver-
linkten Nachrichten betroffen oder bedroht 
ist.

Die Sicherheitsvorkehrungen am Bundes-
tag haben nichts mit Migration zu tun. Die 
„Abendlandpost - Ihr Südhessen-Kurier“ be-
hauptet das trotzdem.(Quelle: Facebook)

4. Mitunter werden auch die Vorschautitel auf 
verlinkte Nachrichten verändert. Aus relativ 
harmlosen Straftaten werden durch die Admi-
nistrator*innen wesentlich schwerere Straf-
taten gemacht, in der Hoffnung (oder mit dem 
Wissen), dass viele Abonnent*innen nicht den 
vollständigen verlinkten Artikel lesen, sondern 
allein die gezeigte Überschrift. Ganz ähnlich 
können auch Bilder in der Vorschau auf ver-
linkte Artikel ausgetauscht werden. Die Ad-
ministrator*innen manipulierender Nachrich-
tenseiten setzen dabei häufig auf besonders 
emotionalisierende Bilder, die nichts mit dem 
eigentlichen Geschehen in der geteilten Mel-
dung zu tun haben. Vorfälle in Freibädern sind Aufreger in Som-

merloch-Zeiten. Mit Terror, wie hier behaup-
tet, hat das jedoch nichts zu tun. (Quelle: 
Twitter)

Sie suchen Schutz vor importierter Gewalt

Ausländerterror in Freibädern

Deutschland endgültig auf 
dem Weg in die dritte Diktatur

DE.SPUTNIKNEWS.COM

Was bei so einem Treffen wirklich geschehen ist, 
erfährt man nur noch im russ. „Westfernsehen“...

der-dritte-weg.info
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Verschwörungstheorien bieten oft ein-
fache Antworten auf komplexe Problemla-
gen. Sie behaupten geheime Netzwerke zu 
kennen und machen Einzelpersonen oder 
Personengruppen zu Sündenböcken für 
gesellschaftliche Fehlentwicklungen. Rech-
te Verschwörungstheorien greifen oft auf 
antisemitsche Klischees zurück. Außerdem 
sähen sie Misstrauen gegenüber demokra-
tischen Institutionen.

HETZE IM NETZ: RECHTE 
PARALLELWELTEN AUF 
FACEBOOK

2.3.

Einladung der Gruppe zu einem Offline-Tref-
fen in eine Lokalität in Groß-Gerau.
(Quelle: discordapp)

Das Headerbild zeigt die Skyline von Frank-
furt. Beschriftet ist es mit „Der Widerstand 
aus dem Rhein-Main-Gebiet“. Die über 1700 
Abonnent*innen der Seite dürften sich trotz-
dem über das gesamte Bundesgebiet ver-
teilen. Darauf deutet auch eine kleinere ge-
schlossene Gruppe hin, die zur Seite gehört. 
Rund 60 Menschen sind hier Mitglied. Einige 
kommen aus Hessen, andere beispielswei-
se aus Sachsen, Baden-Württemberg oder 
Schleswig-Holstein. Auf Plattformen wie Face-
book, spielen bei der Vernetzung lokale Bezü-
ge kaum eine Rolle, wichtiger ist die gemein-
sam geteilte Ideologie.

Die offenbart sich in den Inhalten, die auf der 
Seite verbreitet werden. Angepinnt ist ein Bei-
trag, in dem ein verschwörungstheoretisches 
Buch beworben wird. Die Administrator*innen 
preisen das Buch an, es sei „messerscharf 
und überparteilich“. In dem Buch behauptet 
der Autor, er habe einen „alten Plan“ erkannt, 
nachdem Angela Merkel handelt. In Wahrheit, 
so das Buch „Deutschland belogen – betrogen 
- verraten“, sei Merkel eine Sozialistin. (Face-
book 2019a). Viele geteilte Inhalte auf der Sei-
te zielen in eine ähnliche Richtung: Sie wollen 
das Vertrauen in demokratische Institutionen 
erschüttern, wittern überall Verschwörungen. 
Im Zuge der Debatte um Klimawandel und die 
„Fridays for Future“-Demonstrationen wer-
den auf der Seite auch immer wieder wissen-
schaftliche Instiutionen und deren Erkennt-
nisse angezweifelt. Mitunter offenbaren die 
dazu verbreiteten Verschwörungstheorien 
auch antisemitische Züge, wenn beispielswei-
se George Soros als vermeintlicher Drahtzie-
her im Hintergrund benannt wird (Facebook 
2019b). 

Auf Facebook gibt es unzählige Seiten und Gruppen die rechte Stim-
mungsmache betreiben. Die Abonnent*innen, die den Seiten folgen, 
kommen in der Regel aus dem gesamten Bundesgebiet. Häufig ver-
teilen sich auch die Administrator*innen auf mehrere Regionen. Eine 
dieser Seiten nennt sich „Wir schaffen das 2.0“. Über geschlossene 
Kanäle lud die Seite Anfang 2019 zu einem Neujahrstreffen in eine Lo-
kalität in Groß-Gerau. Wir haben uns die Seite genauer angeschaut.

Mehrmals pro Woche werden auf der Seite 
Inhalte geteilt, die häufig durch die Administ-
rator*innen kommentiert werden. Manche der 
geteilten Inhalte sind Presseartikel aus seriö-
sen Medien. Andere stammen von rechtspo-
pulistischen Seiten wie dem Compact-Maga-
zin (Facebook 2019c) oder Journalistenwatch 
(Facebook 2019d).

Beworben werden auf der Seite auch regio-
nale Veranstaltungen und Projekte aus dem 
rechten Spektrum. Beispielsweise findet 
man Aufrufe zur Teilnahme an den „Gelb-
westen“-Demonstrationen in Wiesbaden 
(Facebook 2019e). Mehr zu diesen Demonst-
rationen finden Sie in dieser Dokumentation 
auf Seite 38. Hingewiesen wird auch auf eine 
Facebook-Seite mit dem Titel „Mahnmal ge-
gen das Verbrechen“ (Facebook 2019f). Dabei 
handelt es sich um ein Projekt aus dem Rhein-
Main-Gebiet, dass bei rechten Demonstratio-
nen im ganzen Bundesgebiet in Erscheinung 
tritt. Das Projekt thematisiert vermeintliche 
Übergriffe und Straftaten von Migrant*innen. 
Durch diesen gezielten Ausschnitt aus dem 
gesamten Kriminalitätsaufkommen entsteht 
der Eindruck, dass Migrant*innen besonders 
kriminell wären. Somit trägt das Projekt zur 
Verfestigung von Rassismus bei. Neben die-
sen Hinweisen auf das Rhein-Main-Gebiet 
verbreitete die Seite in ihren geschlossenen 
Kanälen auch die Einladung zur Teilnahme an 
einem Neujahrstreffen. Stattfinden sollte die-
ses in einer Lokalität in Groß-Gerau (Discor-
dapp 2019).

In der zugehörigen geschlossenen Face-
book-Gruppe werden auch drastischere In-
halte geteilt. Offenen Antisemitismus verbrei-
tete man dort beispielsweise durch das Teilen 
eines Beitrag mit der Überschrift: „Der Ka-
lergi-Plan zur Ausrottung der weissen Rasse 
mit einer Weltregierung jüdischer Zionisten“ 
[sic!] (Facebook 2019g). Oder man bewirbt 
dort die Teilnahme an Pegida-Demonstratio-
nen in Dresden (Facebook 2019h).

Im Juni 2019 verbreitete ein Administrator 
der Gruppe ein Youtube-Video von einer Bür-
ger*innenversammlung im Jahr 2015 in Kassel. 
Zu sehen ist dort der mutmaßlich von einem 
Rechtsextremen ermordete Politiker Walter 
Lübcke. Der Administrator schreibt zu diesem 
Video: „DAS wurde Herrn Walter Lübcke zum 

Verhängnis: ‚Es lohne sich, in Deutschland zu 
leben und für die hiesigen Werte einzutreten. 
Wer diese Werte nicht vertritt, kann dieses 
Land jederzeit verlassen - Das ist die Frei-
heit eines jeden Deutschen.‘“ [sic!] (Facebook 
2019i). Ein Mitglied der Gruppe kommentierte 
den Beitrag zynisch: „nun er hat wohl den an-
fang gemacht, oder?“ (Facebook 2019j).

Seiten und Gruppen wie „Wir schaffen 
das 2.0“ sind eine Gefahr für die demo-
kratische Gesellschaft. Sie erschüttern 
systematisch das Vertrauen in Institu-
tionen des Staates und seriöse Presse-
berichterstattung. Sie verbreiten Hetze 
gegen Minderheiten und unternehmen 
nichts gegen hasserfüllte Kommentare 
auf ihren Seiten. So kann unter den Abon-
ennt*innen und Mitgliedern eine Art Pa-
rallelwelt entstehen, in der der Eindruck 
vermittelt wird, man würde permanent 
belogen und betrogen. Dadurch können 
diese Seiten Radikalisierungsprozesse 
anstoßen. 
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GESCHICHTSREVISIONISMUS: 
VERHERRLICHEN UND 
VERDRÄNGEN 

2.4.

Die AfD-Politikerin Alexandra Walter aus dem 
Kreis Groß-Gerau war gerade frisch in den 
hessischen Landtag gewählt, als auf dem Twit-
teraccount achtsegel.org Screenshots von 
ihrem Facebook-Account veröffentlicht wur-
den. Die Screenshots offenbarten problema-
tische Positionen zur deutschen Geschichte. 
Der Facebook-Account von Walter kommen-
tierte beispielsweise ein Bild des Accounts 
„Traditionsbuchreihe“. Auf dem Bild sieht man 
einen alten Mann an einem Wohnzimmertisch. 
Vor ihm liegt ein Stapel Autogrammkarten, 
die er unterzeichnet. Die Autogrammkarten 
zeigen ihn in jungen Jahren – nicht etwa in 
einem Fußballtrikot, sondern in einer Uniform 
der Waffen-SS. Der Mann heißt Dries Coolens, 
ist belgischer Staatsbürger und schloss sich 
während des Zweiten Weltkriegs als Freiwilli-
ger der Waffen-SS an. Heute wird er in rechts-
extremen Kreisen verehrt. Diese Verehrung 
teilte offenbar auch der Facebook-Account 
von Alexandra Walter, denn ihr Kommentar 
zum Bild lautet: „Klasse! Habe ihn bei einer 
Vortragsveranstaltung hören dürfen. Ein toller 
Mensch, der viel zu erzählen hat.“ Ein weiterer 
Kommentar von Walters Account bestätigte 
den Eindruck, dass der Account die Verbre-
chen des Nationalsozialismus kleinredet.  In 
diesem Posting geht es um die Versenkung 
der „Wilhelm Gustloff“ durch russische Tor-
pedos. Ein Besucher der Seite kritisiert diese 
Darstellung und Inszenierung von deutschen 
Opfern. Er merkt an, dass Deutschland wäh-
rend des Krieges Millionen von Menschen in 
Russland ermordet hätte. Daraufhin wird Wal-

ter deutlich: „waren sie bei den angeblichen 
Verbrechen, die sie anprangern dabei? Kom-
munist!“, richtet sie an ihren Vorredner (Jel-
lonnek 2018).

Wenige Stunden nach der Veröffentlichung 
der Screenshots waren die Original-Postings 
auf Facebook nicht mehr zu finden. Walter 
behauptete gegenüber der Presse, dass sie 
nicht Verursacherin der Postings sei. Der 
Landesvorstand der AfD forderte von Walter 
unter anderem eine eidesstattliche Erklärung. 
Als diese nicht erfolgte ging man auf Distanz 
zum Parteimitglied: „Sie hat den durch Medi-
enberichte aufgekommenen Verdacht, die Ur-
heberin einiger Kommentare auf Facebook zu 
sein, die auf ein fragwürdiges, einseitiges Ge-
schichtsverständnis schließen lassen, trotz 
intensiver Nachfragen uns gegenüber bisher 
nicht nachvollziehbar ausgeräumt“, teilte der 
Landesvorsitzende Klaus Herrmann mit (AfD 
Hessen 2018). Die Landtagsfraktion nahm 
Walter schließlich wegen des Skandals vorläu-
fig nicht in ihre Reihen auf. Auch im Kreistag 
Groß-Gerau wurde der Vorfall thematisiert. 
Die Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen, die Linke.OL, FDP/FW und FREIE WÄH-
LER beschlossen in einem gemeinsamen An-
trag, dass der Kreistag die Postings von Wal-
ters Account missbilligt. Die Kreistagsfraktion 
der AfD hatte beim Aufruf des Antrags den 
Saal verlassen und sich nicht an der Abstim-
mung beteiligt. (Kreistag Groß-Gerau 2019)

Andere Social-Media-Profile im Kreis Groß-

Gerau verherrlichen die Zeit des National-
sozialismus nicht, lehnen es aber ab, an sie 
erinnert zu werden. Dies zeigt sich beispiels-
weise in einer Facebook-Gruppe mit Bezug zu 
Rüsselsheim. Ein User stellt dort immer wie-
der kurze Absätze ein, in denen an Menschen 
erinnert wird, denen mit Stolpersteinen ge-
dacht wird. Am 5. Juni 2019 erinnerte der User 
beispielsweise an die Ermordung von Lise 
Adele Wolffenstein im Vernichtungslager So-
bibor. Daraufhin meldet sich ein anderes Mit-
glied der Gruppe zu Wort. Der User schreibt: 
„Sorry, damit hab ich nichts zu tun. Es reicht 
wenn es in der Schule unterrichtet wird, an-
sonsten gilt es nach vorne zu schauen und 
die Zukunftsprobleme zu lösen. In der Zukunft 
warten genug Stolpersteine auf die Mensch-
heit [sic!]“ (Facebook 2019k). Die Haltung, man 
habe als Nachgeborene*r mit den Verbrechen 
der NS-Zeit nichts zu tun und wolle deshalb 
auch nicht daran erinnert werden, ist gesell-
schaftlich weit verbreitet. 

Der Facebook-Account von Alexandra Walter 
findet lobende Worte für einen Angehörigen 
der Waffen-SS. Die AfD-Politikerin bestreitet 
Urheberin dieses Kommentars zu sein.
(Quelle: Facebook)

Dieses Mitglied einer Facebook-Gruppe aus 
Rüsselsheim stört sich daran, dass dort an 
Opfer des Nationalsozialismus erinnert wird.
(Quelle: Facebook)

Die deutsche Geschichte, insbesondere die Zeit der nationalsozia-
listischen Diktatur und der Holocaust, sind für rechtsextreme und 
rechtspopulistische Gruppierungen ein schwieriges Thema. Im Kreis 
Groß-Gerau verursachten Postings aus dem Facebook-Account der 
AfD-Politikerin Alexandra Walter einen Skandal. Auf dem Profil wurden 
Sympathien für einen Angehörigen der Waffen-SS geäußert. Andere 
Profile aus dem Kreis Groß-Gerau verherrlichen den Nationalsozialis-
mus nicht, wollen aber nicht mehr an die Zeit erinnert werden.
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Cornelia Rühlig ist Vorsitzende der 
Margit-Horváth-Stiftung. Die Stiftung 
betreibt das Horváth-Zentrum, dass an 
die Geschichte des KZ-Aussenlagers 
Walldorf erinnert. 

INTERVIEW„ES GEHT DARUM, AUS 
DEM VERBRECHEN ZU LERNEN“2.5.

Im Netz findet man immer wieder Kommen-
tare, in denen es heißt „mit der Zeit des 
Nationalsozialismus habe ich doch nichts 
mehr zu tun“. Begegnen Ihnen solche Aus-
sagen öfter und was halten Sie von solchen 
Positionen unter dem Motto „Schluss-
strich“?

Ja, das ist in der Tat eine weit verbreitete Hal-
tung. Wenn junge Menschen in Workshops 
solche Positionen äußern, dann antworte ich 
auf zwei Ebenen. Erstens: Geschichte ist im-
mer Vergangenheit – trotzdem beschäftigen 
wir uns mit ihr. Wir reden ja beispielsweise 
auch über die Fußballweltmeisterschaft von 
1954, obwohl die Geschichte ist. Zweitens ist 
der Holocaust sicherlich das schlimmste Ver-
brechen mit förmlich industriellen Massen-
tötungen, dass in Europa stattgefunden hat. 
Deshalb braucht dieser Teil der Geschichte 
besondere Aufmerksamkeit und Beachtung. 
Am Ende geht es darum, dass wir aus diesem 
Verbrechen Lehren ziehen. Deshalb ist es mir 
wichtig in meiner Arbeit ein grundsätzliches 
Verständnis für die Auswirkungen von Dis-
kriminierung und Verfolgung zu schaffen und 
Bezüge zur Gegenwart zu eröffnen. Wenn 
heute dunkelhäutige Jugendliche öfter auf 
dem Weg zum Bahnhof kontrolliert werden als 
andere Jugendliche, dann erleben sie förmlich 
am eigenen Leib, was „racial profiling“ ist. Sie 
erleben Diskriminierung aufgrund von äußer-
lichen Merkmalen.

Was für ein Lager war in Mörfelden-Wall-
dorf und welche Funktion erfüllte es im Ver-
nichtungsapparat der Nationalsozialisten?

Wichtig ist es, die Konzentrationslager als 
ein Gesamtsystem zu betrachten. Unter-
scheiden muss man dann zwischen Hauptla-
gern und Nebenlagern. Außerdem zwischen 
Vernichtungslagern und anderen Konzent-
rationslagern. Zwischen Auschwitz, wo über 
eine Million Menschen ermordet wurden, und 
Ravensbrück, wo politische Gegner*innen 
gefangen gehalten wurden, liegen Welten. 

Cornelia Rühlig im Gespräch über Geschichtsverdrossenheit, das La-
ger Walldorf und pädagogische Angebote gegen Rechts.

Von den kleineren Außenstellen gab es rund 
1000 im ganzen Deutschen Reich, eine davon 
in Walldorf. Die Besonderheit dieser Außen-
stellen ist die Alltäglichkeit, mit der sie in 
Wohn- und Lebensräume der deutschen Be-
völkerung eingebettet waren. Jede*r konnte 
sehen, dass es diese Lager gibt, dass da hin-
term Stacheldraht Menschen schlimmer als 
das Vieh behandelt, ausgenutzt und misshan-
delt werden. Die Außenstellen oder Neben-
lager dienten als Arbeitslager. Das heißt, die 
Häftlinge mussten bis zur Erschöpfung und 
darüber hinaus arbeiten. Hinzu kam, wenn 
dort unter den Aufseher*innen Menschen mit 
sadistischen Zügen waren, dann konnten sie 
diese ungehindert ausleben und nach Belie-
ben Häftlinge schikanieren, foltern oder gar 
töten. Außerdem litten die Häftlinge unter 
mangelhafter Versorgung mit Nahrung, Medi-
kamenten und so weiter.

Welche Angebote bieten sie heute in der 
Gedenkstätte an, um über die Geschichte 
aufzuklären?

Wir haben ein sehr breites Spektrum an An-

geboten. Von der einfachen Führung von 1,5 
Stunden bis hin zu ganztägigen Seminaren. 
Wir haben nicht das feste Programmpaket 
aus dem man auswählt, sondern wir führen in-
tensive Vorgespräche mit den jeweiligen Leh-
rer*innen und versuchen im Seminar Probleme 
und Themen aufzugreifen, die in den jewei-
ligen Schulklassen relevant sind. Zahlreiche 
Materialien (Kopien der Originaldokumente) 
z.B. Interviews mit Überlebenden und Proto-
kolle der staatsanwaltlichen Befragungen des 
SS-Wachpersonals liegen stets bereit. Lap-
tops, Internet, Aufnahmerecorder stehen für 
die selbstständige Arbeit in Kleingruppen zur 
Verfügung. Großes Interesse gibt es auch an 
unseren Kombinationen von seminaristischen 
und praktischen Arbeiten. So wurde z.B. auch 
der Kellerbereich der ehemaligen Küchenba-
racke von Schüler*innen und internationalen 
Studierendengruppen freigelegt. Solche Pro-

jekte brauchen allerdings eine längerfristige-
re Vorbereitung.

Das Horváth-Zentrum, eine Gedenk- und 
Bildungsstätte, war schon von Vandalismus 
betroffen. Sie gehen damit sehr offen um 
und machen solche Vorfälle sichtbar. Wel-
che Idee steckt hinter dieser Strategie?

Das ist eine ganz einfache Idee: Wir möchten 
nicht einfach reparieren und äußerlich so tun 
als wäre nichts passiert. Wir wollen ein Be-
wusstsein dafür schaffen, dass Vandalismus 
und Antisemitismus auch hier und heute unter 
uns stattfindet.  Deshalb bringen wir nach sol-
chen Vorfällen am Ort des Geschehens frontal 
Schilder an, auf denen wir in Frageform kurz 
und präzise benennen, was passiert ist. Wir 
sprechen die Täter*innen direkt an und for-
dern sie auf, mit uns darüber zu sprechen. 

Das Horváth-Zentrum in Walldorf erinnert an 
das dortige KZ-Aussenlager.
Foto: Margit-Horváth-Stiftung
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2.6.

Besser zu früh als zu spät: Juristische
Unterstützung:

Gerät man als Organisation in einen rech-
ten Shitstorm, sollte man so früh wie mög-
lich juristische Unterstützung organisieren. 
Rechtsanwält*innen können beispielsweise 
dabei beraten, ob und wie man gegen Falsch-
aussagen und Verleumdungen vorgehen kann. 
Oft werden im Zuge von Shitstorms auch Per-
sönlichkeitsrechte oder Datenschutzrechte 
verletzt. Gerade wenn Falschaussagen ver-
breitet werden, sollte man dafür sorgen, dass 
diese frühzeitig richtiggestellt werden. Auf 
eigene Faust, ohne juristische Hilfe, wird man 
dabei kaum Erfolg haben.

Präventiv Solidarität organisieren:

Als Organisation, die in sozialen oder politi-
schen Kontexten agiert, sollte man sich klar 
machen, dass man potenziell zum Opfer eines 
rechten Shitstorms werden kann. Wenn dies 
geschieht, ist man froh über die Solidarität 
anderer Organisationen. Diese können auf 
einzelne Hassbotschaften oder Behauptun-
gen reagieren und somit die betroffene Or-
ganisation entlasten. Zudem ist die gezeigte 
Solidarität eine starke Botschaft nach außen. 
Sie zeigt Zusammenhalt und macht klar, dass 
man sich nicht durch rechte Hetze aufspalten 
lässt. Online-Solidarität muss allerdings ge-
nauso vorbereitet werden, wie Offline-Solida-
rität: Durch die präventive Bildung von Bünd-
nissen. Besprechen Sie beispielsweise im 
Zuge eines Fachaustauschs mit Kolleg*innen 
anderer Organisationen ein gemeinsames 
Vorgehen, falls eine Organisation aus ihrem 
fachlichen Kreis in einen rechten Shitstorm 
gerät. 

Nicht provozieren lassen:

Viele Kommentare und Botschaften, die man 
während eines Shitstorms erhält, sind unter 
der Gürtellinie, ehrverletzend und provozie-
rend. Versuchen Sie sich davon so wenig wie 
möglich beeindrucken zu lassen. Bedenken 

Was tun gegen Hass und
Hetze im Netz?

Was tun bei rechten 
Shitstorms?

Hasskommentare und 
Co melden:
Bei Plattformen melden:

Alle seriösen Social-Media-Plattformen bie-
ten Meldefunktionen an, bei denen Sie Inhal-
te anzeigen können, die gegen die jeweiligen 
Plattform-Richtlinien verstoßen. Kommentare 
und Co, die strafbare Inhalte enthalten, bei-
spielsweise volksverhetzend sind oder verbo-
tene Kennzeichen wie das Hakenkreuz zeigen, 
müssen von den Plattform-Betreiber*innen 
aus dem Netz entfernt werden.

Bei Meldestellen melden:

Sie können verdächtige Inhalte auch an Mel-
destellen wie beispielsweise hass-im-netz.
info melden. Das Angebot von jugendschutz.
net ist spezialisiert auf die Einschätzung von 
Hasskommentaren. Dort wird jede Meldung 
inhaltlich und juristisch eingeschätzt und an-
schließend den Plattform-Betreiber*innen 
weitergegeben. Auch klassische Webseiten 
können dort gemeldet werden.  
-> hass-im-netz.info
-> jugendschutz.net

Gehen Sie den Methoden nicht auf den Leim! 
Vergleichen Sie die Vorschau eines Artikels in 
Sozialen Netzwerken mit der Originalquelle.

Lesen Sie Artikel unbedingt zu Ende und nicht 
nur die Überschrift.

Wenn Freund*innen oder Verwandte einen 
Beitrag weiterleiten, der von einer entspre-
chenden Seite stammt, dann machen Sie die 
Person darauf aufmerksam. Klären Sie darü-
ber auf, welche Absichten die Betreiber*innen 
solcher Seiten verfolgen.

Auf solchen Seiten finden sich in den Kom-
mentaren von User*innen immer wieder Aus-
sagen, die strafbar sind. Diese können Sie 
melden oder anzeigen.  

Wie umgehen mit rechten
Nachrichtenseiten?

Sie, dass solche Nachrichten insbesondere 
aus einer vermeintlichen Anonymität heraus 
schnell formuliert sind. 

Präventiv Netiquette formulieren:

Geben Sie ihren Social-Media-Auftritten eine 
sogenannte Netiquette. Formulieren Sie also 
„Benimmregeln“ für die Besucher*innen Ihrer 
Accounts. Eine Netiquette verhindert zwar im 
Zweifelsfall keinen Shitstorm, sie kann jedoch 
beim Umgang mit Hasskommentaren hilfreich 
sein. Wenn Sie beispielsweise Personen blo-
cken oder Kommentare löschen, können Sie 
zur Begründung einfach auf Ihre Netiquette 
verweisen und vereinfachen sich so langwieri-
ge Debatten über Ihre Beweggründe.

Widersprechen:
Counterspeech

Warum Widersprechen?

Rechtsextremen Demonstrationen und Co 
wird in aller Regel widersprochen. Im Netz 
bleibt extrem rechte Propaganda dagegen 
oft unwidersprochen stehen. Das ist ein Pro-
blem. Mit Gegenrede im Netz, auch Counter-
speech genannt, wird man in den seltens-
ten Fällen das Weltbild von extrem rechten 
Kommentatoren ins Wanken bringen. Aber 
man darf nicht vergessen: Viele User sind 
bei Kommentarverläufen nur Mitleser*innen 
und nicht selbst aktiv beteiligt. Diesen Leu-
ten zeigt man mit seiner Gegenrede, dass 
rechtsextreme Positionen nicht „normal“ 
sind, sondern Kritik hervorrufen.  

Wie Widersprechen?

Wer sich mit Counterspeech im Netz enga-
gieren möchte, muss nicht jedesmal das Rad 
neu erfinden. Inzwischen gibt es mehrere In-
itiativen und Projekte, die einem beim Coun-
terspeech unterstützen und beraten. Zum 
Beispiel das Projekt No Hate Speech Move-
ment. -> no-hate-speech.de

Achtung: Wer Counterspeech leistet, soll-
te sich vorab gut mit den eigenen Daten im 
Netz auseinandersetzen und darauf achten, 
dass möglichst weitreichende Privatssphä-
re-Einstellungen getroffen sind.

Hass im Netz
anzeigen.

Gesetze wie beispielsweise Volksverhetzung 
sind nicht nur offline gültig. Kommentare die 
strafbar sind können angezeigt werden. Dazu 
muss man heute nicht mehr zur nächsten Po-
lizeidienststelle gehen, sondern kann eine An-
zeige auch online aufgeben. 
-> onlinewache.polizei.hessen.de
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ALTERNATIVE FÜR 
DEUTSCHLAND: 
ENTSTEHUNGSGESCHICHTE, IN HESSEN UND 
IM KREIS GROSS-GERAU

3.1.

Junge Alternative nennt sich die Jugendor-
ganisation der AfD. Dem 2019 gewählten Lan-
desvorstand gehört kein Mitglied aus dem 
Kreis Groß-Gerau an. Die Junge Alternative 
steht immer wieder wegen ihrer Kontakte zur 
Identitären Bewegung in der Kritik. So auch in 
Hessen. (Jellonnek 2019)
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Entstehungsgeschichte und politische 
Verortung:

Die 2013 in Hessen gegründete Alternative für 
Deutschland (AfD) ist eine rechtspopulistische 
Partei. Die Teilgliederungen „Der Flügel“ und die 
Jugendorganisation „Junge Alternative“ wurden 
vom Bundesamt für Verfassungsschutz im Jahr 
2019 zum Prüffall erklärt. Der Verfassungsschutz 
sieht demnach Ansatzpunkte dafür, dass in die-
sen Gliederungen verfassungsfeindliche Politik 
vorangetrieben wird. 

Inhaltlich ist die Partei in vielen Politikfeldern 
von starken Gegensätzen geprägt. Beispiels-
weise konnte sich die Partei noch nicht für eine 
konsistente Rentenpolitik entscheiden, die von 
allen Teilen der Partei mitgetragen wird. Auch 
beim Thema Klimawandel offenbaren sich tiefe 

Differenzen. Während Teile der Partei den Ein-
fluss des Menschen auf die globale Erderwär-
mung leugnen, werben andere Funktionär*in-
nen dafür, dass man sich der wissenschaftlich 
anerkannten Position annähert. Dieser Konflikt 
um die Klimapolitik steht stellvertretend für eine 
Auseinandersetzung, die in der Partei immer 
wieder auftritt. Denn die AfD warb stets damit, 
vermeintliche Grenzen der politischen Korrekt-
heit zu übertreten und Positionen in ihren Rei-
hen zu dulden, die lediglich von kleinen Minder-
heiten eingenommen werden. 

Weitgehende Einigkeit besteht in der AfD jedoch 
in der Ablehnung von Zuwanderung, der Forde-
rung nach einer restriktiven Abschiebungspoli-
tik, der Forderung nach geschlossenen Gren-
zen und in der Ablehnung von Menschen mit 
muslimischen Glauben, den Institutionen der 

 AfD-Wahlergebnisse im Kreis Groß-Gerau. Daten: Kreis Groß-Gerau. Gestaltung: achtsegel.org

Europäischen Union und des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks. Diese Themen bestimmen 
auch die Propaganda der AfD, die dabei oft in 
rassistischer Art und Weise formuliert und aus-
gestaltet wird. 

Aber auch andere gesellschaftliche Gruppen 
werden immer wieder in Reden oder Propagan-
dastücken von AfD-Funktionär*innen herab-
gewürdigt. Betroffen sind dann beispielsweise 
LSBTTIQ* , People of Colour, Menschen mit kör-
perlicher Beeinträchtigung, Presse- und Medi-
enschaffende, Feminist*innen oder Menschen, 
die sich für die Rechte von gesellschaftlichen 
Minderheiten einsetzen. 

Immer wieder sind aus den Reihen der Par-
tei auch antisemitische Äußerungen zu hören. 
Häufig werden diese verklausuliert in Form von 
Verschwörungstheorien geäußert. Die Rede ist 
dann beispielsweise von einer „Neuen Weltord-
nung“ (kurz: NWO) – eine gängige antisemiti-
sche Verschwörungstheorie die ein heimliches 
Machtzentrum behauptet, von dem aus bei-
spielsweise Migrationsbewegungen gesteuert 
würden (Lau 2018). 

Die AfD in Hessen

In Hessen zog die AfD nach der Landtagswahl 
2018 mit 19 Sitzen in den Wiesbadener Landtag 
ein. Die Abgeordnete Walter wurde wegen Pos-
tings auf ihrem Facebookaccount vorläufig nicht 
in die Landtagsfraktion aufgenommen (mehr 
dazu im Kapitel Geschichtsrevisionismus). 

Auch im Europäischen Parlament ist die hes-
sische AfD mit der Abgeordneten Christine 
Anderson seit 2019 vertreten. In der Bundes-
tagsfraktion sitzen sechs Mitglieder aus dem 
Landesverband. 

Die AfD im Kreis Groß-Gerau

Im Kreistag sitzen für die AfD zehn Abgeordne-
te, wobei auch hier Alexandra Walter dem Kreis-
ausschuss angehört. Thematisch beschäftigen 
sich die Mehrzahl der Anfragen der AfD-Frak-
tion mit dem Thema Asyl. In einer Anfrage im 
Jahr 2017 unterstellte die AfD einer Flüchtlings-
initiative „das Schlepperunwesen [zu] verschär-
fen“ und sprach von einem „Asyl-Ansturm“ (AfD 
Groß-Gerau 2017).

Einzelne Mitglieder der Kreistagsfraktion ver-
breiten über Facebook rechtspopulistische 
Medien oder Aufrufe zu Demonstrationen. Der 
Beigeordnete Peter Rak bewarb beispielsweise 
im Jahr 2018 eine rechtsextreme Demonstration 
in Chemnitz, die wegen ihrer aggressiven Stim-
mung bundesweit Schlagzeilen machte (Face-
book 2018). In seinen Facebook-Likes befindet 
sich auch die Seite „Büdingen wehrt sich  - Asyl-
flut stoppen“, in deren Impressum der Landes-
vorsitzende der hessischen NPD auftaucht. 
(Facebook 2019l)

Noch deutlicher drückt der Abgeordnete Horst 
Zickler seine Sympathien für die rechtsextre-
me Partei aus. Er gab dem Facebook-Auftritt 
der Bundespartei der NPD sein Like. Auch eine 
Seite aus dem Reichsbürger-Millieu, die sich 
„ddbagentur“ nennt, findet seinen Gefallen. 
(Facebook 2019m). Über George Soros schrieb 
Zickler auf Facebook: „Soros ist der Mann, der 
sich ungefragt in dem Wahlkampf in den Neu-
en Bundeslaendern einmischen will, um Seine 
„Werte“; vermutlich Raffgier, gegen die AfD zu 
verteidigen.“ (Facebook 2019n) und bedient da-
mit antisemitische Klischees.
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Das Netzwerk „Ein Prozent“  ist der Neuen 
Rechten zuzuordnen. Über das Netzwerk 
werden Spenden gesammelt und extrem 
rechte Kampagnen finanziert. „Ein Prozent“ 
unterstützt auch die rechtsextreme Identitä-
re Bewegung.

RECHTE PROPAGANDA IN 
BETRIEBEN: 
ZENTRUM AUTOMOBIL

3.2.

Das Zentrum Automobil präsentiert auf seiner 
Webseite professionelle Videoproduktionen 
in denen vor allem gegen den DGB Stimmung 
gemacht wird. 
(Quelle: zentrum-autmobil.de)

Zentrum Automobil in Rüsselsheim:

Am 26. Februar 2018 berichtete die Hessen-
schau darüber, dass Horst S., ein Betriebsrat 
bei Opel in Rüsselsheim, bei einer Veranstaltung 
mit der rechten Gewerkschaft „Zentrum Auto-
mobil“ aufgetreten ist (hessenschau 2018). Die 
Veranstaltung fand am 25. November 2017 statt 
und war vom rechten Compact-Magazin  unter 
dem Titel „Opposition heißt Widerstand“ orga-
nisiert. Neben Horst S. traten auf der Bühne 
auch Björn Höcke, Vorsitzender der vom Ver-
fassungsschutz beobachteten völkische-na-
tionalistischen AfD-Strömung „Der Flügel“, und 
Martin Sellner, eine zentrale Figur der rechts-
extremen „Identitären Bewegung“ auf. Bei die-
ser Veranstaltung trat Horst S. als Vertreter der 
„Arbeitsgemeinschaft Unabhängiger Betriebs-
angehöriger“ (AUB) auf und warb dafür bei den 
Betriebsratswahlen für Kandidaten zu stimmen, 
die nicht den DGB-Gewerkschaften angehö-
ren (Compact 2017). Horst S. wurde bei den Be-
triebsratswahlen im März 2018 für die AUB in den 
Betriebsrat von Opel in Rüsselsheim gewählt. 

Einen Monat später, am 1. Mai 2018, trat Horst S. 
auf einer Kundgebung der AfD in Eisenach auf. 
Sein Vorredner war wieder Björn Höcke. Auf der 
Bühne wurde er nun als Mitglied von „Zentrum 
Automobil“ angekündigt. Bei seiner Rede trug 
er ein T-Shirt von „Zentrum Automobil“ und be-
zeichnete sich ebenfalls als Vertreter von ZA 
(AfD Live 2018). 

Hintergrund dieser Ereignisse ist die neurech-
te Kampagne „Werde Betriebsrat – Patrioten 
schützen Arbeitsplätze“, die rechte Gewerk-
schaften verstärkt in Betrieben installieren soll-
te. Neben dem Compact-Magazin und der AfD, 
war auch die neurechte Kampagnenplattform 

Seit einigen Jahren versuchen rechte Gewerkschaften in Betrieben 
an Einfluss zu gewinnen. Die bekannteste dieser Gewerkschaften ist 
„Zentrum Automobil“ (ZA). Auch bei Opel in Rüsselsheim konnte ZA ein 
Mitglied in den Betriebsrat platzieren. Im Interview erzählt Gewerk-
schaftssekretär Sascha Schmidt, wie der Deutsche Gewerkschafts-
bund mit der Herausforderung umgeht.

„Ein Prozent“ ist maßgeblich an diesem Projekt 
beteiligt. Der 2015 von führenden Personen aus 
der neurechten Szene gegründete Verein „Ein 
Prozent“ hat das Ziel rechte Organisationen 
und Kampagnen bundesweit finanziell und or-
ganisatorisch zu unterstützen. So wurde bei-
spielsweise von „Ein Prozent“ eine eigene Kam-
pagnen-Webseite „werdebetriebsrat.de“ online 
gestellt und Videos für die Werbung in den So-
zialen Medien produziert. Zudem wurden, bei-
spielsweise bei Pegida-Veranstaltungen, eine 
„Alternative Gewerkschaftszeitung“ verteilt, die 
durch Compact, „Ein Prozent“ und „Zentrum 
Automobil“ gemeinsam produziert wurde (Ein 
Prozent 2018). 

„Zentrum Automobil“ wurde 2009 von Oliver Hil-
burger gegründet und trat 2010 erstmals bei den 
Betriebsratswahlen im Stammwerk von Merce-
des-Benz in Untertürkheim an, wo sie damals 2 
Mandate, unter anderem eins für Hilburger, er-
ringen konnten. Hilburger war davor bekannt als 
Gitarrist der rechtsextremen Band „Noie Wer-
te“, der er von 1989 bis 2008 angehörte. Auf den 
Kandidat*innenlisten zu Betriebsratswahlen in 
Untertürkheim finden sich zahlreiche weitere 

Personen mit Verbindungen in die rechte Sze-
ne (AIB 2018). ZA ist inzwischen auch in anderen 
Standorten tätig, so zum Beispiel in den Daim-
ler-Werken in Sindelfingen und Rastatt oder im 
BMW-Werk in Leipzig. In den Betrieben tritt ZA 
dabei nicht offen mit rechten Positionen auf, 
sondern vor allem in Opposition zur IG Metall, 
der sie vorwirft korrupt zu sein (Strauch 2018). 

Die ZA revanchiert sich für die Unterstützung 
der AfD bei den Betriebsratswahlen. So konn-
te man während des Europawahlkampfes be-
obachten, dass eine Delegation von Zentrum 
Automobil auf einer Demonstration auftauchte. 
Die Demonstration wurde vom AfD-Landtags-
abgeordneten Andreas Lichert organisiert, der 
ebenfalls dem „Flügel“ zugeordnet werden kann.
Auf der Veranstaltung traten dann auch Oliver 
Hilburger und Horst S. als Redner auf (Jellonek 
2019). 
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Sascha Schmidt ist Politikwissenschaftler 
und forscht seit vielen Jahren zur extremen 
Rechten. Er arbeitet für den DGB Hessen-Thü-
ringen als Gewerkschaftssekretär und ist u.a. 
Referent für die Bekämpfung von Rechtspo-
pulismus und der extremen Rechten.

INTERVIEW„ES DROHT DIE 
SPALTUNG DER BELEGSCHAFT“3.3.

Sascha Schmidt 
Foto:privat

„Zentrum Automobil“ versucht auch in Rüs-
selsheim Fuß zu fassen. Wie bewerten Sie 
die Aktivitäten von ZA?

ZA trat in Rüsselsheim nicht mit einer eigenen 
Liste bei den Betriebsratswahlen in Erschei-
nung. Vielmehr bekannte sich ein Betriebsrats-
mitglied von Opel im Rahmen einer Veranstal-
tung des verschwörungstlastigen und in Teilen 
antisemitischen Magazins „Compact“ sowie 
in einem Video als Unterstützer von ZA. Dieser 
trat jedoch für die arbeitgeberfreundliche Ar-
beitsgemeinschaft Unabhängiger Betriebsan-
gehöriger (UAB) an. Mitglieder der UAB haben 
sich in der Vergangenheit immer wieder gegen 
DGB-Gewerkschaften positioniert. Allerdings 
ging der Bundesvorsitzende der UAB, im Zuge 
der Berichterstattungen, deutlich auf Distanz 
gegenüber ZA. Letztlich war das Engagement 
des ZA-Sympathisanten auch keineswegs von 
Erfolg gekrönt. Die UAB hat vor Ort einen Sitz 
verloren - die IG Metall hat ihr bestes Wahler-
gebnis seit 1945 erreicht und zwei Sitze hinzu-
gewonnen. ZA hatte in ihrer Kampagnenzeitung 
sowie auf Facebook allerdings fälschlicherweise 
suggeriert, vor Ort als Liste vertreten zu sein. 
Es handelte sich hierbei also um die übliche 
Form von rechten Fake-News – oder einfacher 
gesagt: um Falschdarstellungen.

Die rechte Arbeitnehmer*innenvertretung 
„Zentrum Automobil“ wurde durch das 
Netzwerk „Ein Prozent“ unterstützt. Das 
Netzwerk finanziert große Kampagnen der 
Neuen Rechten. Warum will die Neue Rech-
te unbedingt in die Betriebsräte?

Es geht Teilen der „Neuen Rechten“ - ebenso wie 
dem völkisch-sozialen Flügel innerhalb der AfD - 
darum, in der Arbeiter*innenbewegung zu punk-
ten. Im Juni 2018 schrieb einer der führenden 
Köpfe der „Neuen Rechten“, Götz Kubitschek, 
dass die Soziale Frage das „Kronjuwel“ der Lin-
ken sei und man darauf hinarbeiten müsse, es ihr 
abzujagen. Kurze Zeit später rekurrierte Björn 
Höcke auf diese Aussage. Über die Besetzung 
der Sozialen Frage von Rechts wollen die rech-

Sascha Schmidt, Gewerkschaftssekretär beim DGB Hessen-Thüringen 
im Gespräch über rechte Arbeitnehmer*innenvertretungen.

ten Spektren linke Bewegungen – in den Be-
trieben die DGB-Gewerkschaften - schwächen. 
Ihnen ist bewusst, dass ohne eine Antwort auf 
soziale Fragen die Rechte in bestimmten Milieus 
nicht oder nur partiell punkten kann. Um auch 
unter Arbeiter*innen die kulturelle Hegemonie 
zu erlangen, bemüht sich die „Neue Rechte“ 
um eine kapitalismuskritische Rhetorik. Einzelne 
Autor*innen dieses Spektrums, wie beispiels-
weise Benedikt Kaiser, versuchen innerhalb der 
Szene eine inhaltliche Debatte hierzu zu führen. 
Bisher mit bescheidenem Erfolg.

Welche Erfahrungen hat man bislang mit 
Vertreter*innen von „Zentrum Automobil“ 
gemacht? Schlägt sich die rechte Gesin-
nung auch in der Mitarbeit im Betriebsrat 
nieder?

Die Kolleg*innen, die mit Vertreter*innen von 

ZA in Betriebsratsausschüssen sitzen, berich-
ten von einer hohen Schweigsamkeit seitens 
der ZA-Mitglieder. An der sehr mühevollen und 
oft kleinteiligen Arbeit in den Ausschüssen be-
teiligt sich ZA offenbar kaum. Doch statt dort 
für bessere Arbeitsbedingungen für die Kol-
leg*innen zu streiten, ziehen es die ZA-Vertre-
ter*innen vor, die große Propaganda-Bühne zu 
suchen, Fake-News auf Facebook zu verbreiten 
oder sich im Werk als Kümmerer darzustellen 
und den Kolleg*innen an den Maschinen auf die 
Schulter zu klopfen. 

In fast jedem Betrieb ist die Belegschaft 
heute divers. Menschen mit unterschied-
lichsten Biographien arbeiten zusammen. 
Welche Gefahr geht an solchen Orten von 
rechter Propaganda aus?

Es droht bei offener Artikulation von rassisti-
schen Ressentiments einerseits natürlich die 
Verletzung der Menschenwürde jedes*jeder 
einzelnen Betroffenen. Es droht aber auch die 
Spaltung der Belegschaft. Eine solche Spaltung 
hätte möglicherweise sogar nennenswerte Fol-
gen für den Betriebsablauf. 

Was kann das Kollegium vor Ort tun, um 
rechter Propaganda etwas entgegen zu 
setzen?

Zunächst sich ganz klar gegen menschenver-
achtende Ideologien und Hetze zu positionie-
ren. Das geschieht faktisch auch in vielen, vor al-
lem großen Betrieben. Immer wieder wird sich in 
Betriebsversammlungen klar gegen Rassismus 
u.v.m. ausgesprochen – häufig auch verbunden 
mit der gemeinsamen Verabschiedung eines 
weltoffenen Leitbildes oder einer Betriebsver-
einbarung, durch die man die Menschenwürde 
verletzende oder demokratiefeindliche Posi-
tionen sanktionieren kann. Ein klares Bekennt-
nis der Betriebsräte vor Ort ist in jedem Fall ein 
wichtiges Zeichen an alle Kolleg*innen im Be-
trieb, die von solchen Ideologien betroffen sind, 
ebenso eine Stärkung all jener, die so etwas im 
Alltag nicht hinnehmen wollen. Ohnehin stehen 
viele Betriebsräte als Ansprechpartner*innen 
bei erfahrener Diskriminierung zur Verfügung 
und können Unterstützung leisten.    

Wie unterstützt der DGB Initiativen gegen 
Rechts in den Betrieben?

Für die Arbeit in den Betrieben bzw. mit den Be-
triebsräten sind zunächst die jeweiligen Mit-
gliedsgewerkschaften des DGB zuständig. 
Diese unterstützen die Arbeit der Betriebsräte 
in oben genannten Fällen und regen immer wie-
der auch Kampagnen gegen Diskriminierung im 
Betrieb, aber auch gegen die extreme Rechte 
außerhalb der Betriebe an. Jede DGB-Gewerk-
schaft, ebenso der DGB, produziert immer 
wieder Handreichungen zum Umgang mit der 
extremen Rechten. Viele bieten zudem in ihren 
Bildungsprogrammen vielfältige Veranstaltun-
gen oder Workshops – beispielsweise in Form 
eines Argumentationstrainings - an. Der DGB 
sorgt auch diesbezüglich gewerkschaftsüber-
greifend für Austausch und Vernetzung. Auf 
dem DGB-Bundeskongress im Mai 2018 hat man 
sich klar gegen jede Zusammenarbeit mit der AfD 
ausgesprochen und ein Bekenntnis zum Antifa-
schismus als Grundpfeiler gewerkschaftlicher 
Arbeit bekundet. Die „Neue Rechte“ und die AfD 
sind sich dessen bewusst und greifen auch aus 
diesen Gründen den DGB und dessen Mitglieds-
gewerkschaften an. Schon ihre geistigen Väter 
waren sich darüber im Klaren und bekämpften 
daher zuerst die Arbeiterbewegung und die ih-
nen nahestehenden Parteien. Die Folge war die 
Besetzung der Gewerkschaftshäuser am 2. Mai 
1933 und die Zerschlagung der freien Gewerk-
schaften. Selbstkritisch muss man sagen, dass 
es auch in den Gewerkschaften damals eine 
Fehleinschätzung gab, zu welchem unvorstell-
baren Terror die Nazis fähig sein würden. Dieser 
Fehler darf nie wieder gemacht werden.
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DER III. WEG:
ENTSTEHUNGSGESCHICHTE, IN DER 
REGION UND PROPAGANDASTRATEGIEN

3.4.
Kelsterbach

Frankfurt am Main

Wiesbaden

Mainz

Groß-Gerau

Rüsselsheim
am Main

Darmstadt

Mörfelden-Walldorf

Februar/ Mai 2019
„Der III. Weg“ plakatiert und verteilt
Flyer in Raunheim

Feb/ April/ Mai 2019
„Der III. Weg“ verteilt 
Flugblätter in
Darmstadt

Mai 2019
„Der III. Weg“ verteilt 
Flugblätter in
Wiesbaden

Februar/April 2019
„Der III. Weg“ verteilt 
Flugblätter in 
Bischofsheim und
Gustavsburg

April 2019
„Der III. Weg“ verteilt 
Flugblätter in
Groß-Gerau

Januar 2019
In Wiesbaden wird ein Kranz vom III.Weg am
Grab eines SS-Soldaten entdeckt.

„Der III. Weg“ ist eine extrem rechte Kleinpartei, 
die 2013 in Heidelberg gegründet wurde. Hin-
tergrund der Gründung ist vermutlich, ähnlich 
wie bei der ein Jahr früher gegründeten Klein-
partei „Die Rechte“, der erhöhte Ermittlungs-
druck gegen die rechte Kameradschaftsszene 
nach dem Auffliegen des rechtsterroristischen 
NSU sowie dem damals anstehenden Verbots-
verfahren gegen die NPD. Zudem schwelten 
seinerzeit Konflikte in der NPD um die program-
matische Ausrichtung der Partei. Die AfD spielte 
noch keine Rolle und einige Funktionär*innen in 
der Partei wollten die NPD stärker an rechts-
populistischen Parteien in Europa orientieren. 
Damit stießen sie viele Personen aus dem kame-
radschaftlichen Spektrum vor den Kopf. Ziel der 
Gründung vom „III.Weg“ war es rechtsextreme 
Strukturen (wie beispielsweise Kameradschaf-
ten) vor Verbotsverfügungen zu schützen, in-
dem man den besonderen Schutzstatus nutzt, 
den Parteien in Deutschland genießen. (Voigts/
Erb  2015). 

Eine Strategie, die bislang aufgegangen ist: Im 
Juli 2018 verkündete das Bundesinnenministeri-
um eine Absage an die Bestrebungen des bay-
rischen Landtages ein Verbotsverfahren gegen 
den „III. Weg“ weiterzuführen. In der Begründung 
hieß es, der „III. Weg“ erfülle momentan die Kri-
terien nach denen der Parteistatus zugebilligt 
wird. Zudem seien die vom Bundesverfassungs-
gericht im Urteil zum NPD-Verbotsverfahren 
aufgestellten Bedingungen für ein Parteiverbot 
nicht erfüllt (Witzgall 2018).

Der Gründungszweck  spiegelt sich noch heu-
te in der Mitgliederstruktur des „III. Weges“ 
wieder. Der Partei gehören ehemalige Funktio-
när*innen und Mitglieder der NPD an und Per-
sonen, die zuvor in freien Kameradschaften 
aktiv waren. Der Bundesvorsitzende der Partei, 
Klaus Armstroff, leitete zuvor lange den rhein-
land-pfälzischen Landesverband der NPD. Im 
kameradschaftlichen Spektrum rekrutierte man 
unter anderem beim früheren bayrischen Ka-
meradschaftsnetzwerk „Freies Netz Süd“, das 
im Juli 2014 verboten wurde. Im Jahr 2017 rech-

nete der Verfassungsschutzbericht der Partei 
500 Mitglieder (BfV 2018: 51) zu. In Hessen sollen 
laut Verfassungsschutz 15 Personen der Par-
tei angehören (LfV Hessen 2018). Der „III. Weg“ 
ist als Kaderpartei strukturiert, in der zwischen 
Voll- und Fördermitgliedschaften unterschieden 
wird. Interessierte können zunächst nur Förder-
mitglieder werden (Andreasch 2014). Bisher ist 
die Partei vor allem im Süden, Osten und Wes-
ten Deutschlands aktiv, während sie im Norden 
nicht präsent ist.

Die Ausrichtung der Partei ist klar rechtsextre-
mistisch. Innerhalb des rechten Spektrums steht 
sie für einen unverblümten faschistischen Kurs. 
So erinnern Demonstrationen des „III. Weges“, 
durch das Nutzen von Fackeln, Uniformierung 
und dem Marschieren in Formation bewusst an 
Demonstrationen der NSDAP  (siehe dazu die Il-
lustration auf Seite 34-35). Auch die Titulierung 
des Parteiprogramms als „Zehn-Punkte-Pro-
gramm“ kann als Anlehnung an das „25-Punk-
te-Programm“ der NSDAP gesehen werden. Der 
Parteiname „Der III. Weg“  nimmt Bezug auf die 
„Terza Posizione“, eine faschistische Bewegung 
in Italien in den 70er Jahren. Diese stand für die 
Verbindung von faschistischer Ideologie mit 
antikapitalistischen Positionen. Heute greift in 
Italien vor allem die Gruppierung „Casa Pound“ 
auf diese Ideologie zurück (Esposito 2005). Zwi-
schen dem „Casa Pound“ und dem „III.Weg“ be-
stehen enge Verbindungen. Immer wieder reisen 
deutsche Parteimitglieder zu Veranstaltungen 
der faschistischen Gruppierung. 

Der „III. Weg“ tritt zu Wahlen an – bislang erfolg-
los. Der Gewinn von Parlamentssitzen hat für 
die Partei keine Priorität. Die Wahlwerbung zielt 
auch in Wahlkämpfen vor allem auf die Rekrutie-
rung von neuen Mitgliedern ab (Witzgall 2018). 
So richtet sich die Propaganda der Partei in 
erster Linie an Personen mit einem gefestigten 
rechtsextremen Weltbild.

Der „III. Weg“ ist nicht bundesweit flächende-
ckend präsent. Dort wo die Kleinstpartei aktive 
Mitglieder hat, hat sie regionale Gruppierungen 

geschaffen, die sie als Stützpunkte bezeichnet. 
In Hessen gibt es zwei solche Stützpunkte: Ei-
nen Stützpunkt „Rheinhessen“, in dem vor allem 
Mitglieder aus dem Landkreis Groß-Gerau ak-
tiv sind. Einen weiteren Stützpunkt mit der Be-
zeichnung „Westerwald-Taunus“, der vor allem 
in den Landkreisen Lahn-Dill und Limburg-Weil-
burg sowie im rheinland-pfälzischen Wester-
waldkreis Aktivitäten entfaltet.

Dem Stützpunkt Westerwald-Taunus gehört 
der stellvertretende Vorsitzende des „III. We-
ges“ Matthias Herrmann an. Herrmann stammt 
aus der Kameradschaftsszene und galt als ei-
ner der führenden Köpfe des neonazistischen 
„Aktionsbüro Rhein-Neckar“ (Wißmann 2015).  
Er soll unter anderem auch maßgeblich an der 
Entstehung einer rechtsextremen Schulhof-CD 
beteiligt gewesen sein (Braun/Maegerle 394). 
Zudem war er früher bei der 2009 verbotenen 
„Heimattreuen Deutschen Jugend“ (HDJ). Die 
HDJ war dafür bekannt rechte Zeltlager für Ju-
gendliche zu organisieren, mit dem Ziel diese an 
rechtsextreme Weltbilder heranzuführen. 

Beim Stützpunkt Rheinhessen deutet vieles da-
rauf hin, dass es große personelle Überschnei-
dungen mit den „Autonomen Nationalisten 
Groß-Gerau“ (ANGG) gibt. Im Jahr 2017 wurde in 

der Propaganda nach außen noch von gemein-
samen Aktion der ANGG und des „III. Weges“ 
gesprochen (ANK Bergstraße 2017). Inzwischen 
tritt ANGG kaum noch in Erscheinung. Dafür ist 
nun der „III. Weg“ recht aktiv in Groß-Gerau. 2019 
verteilten Mitglieder des III. Weges nach eige-
nen Angaben mehrfach Flyer im Landkreis Groß-
Gerau: Am 13. Februar in Raunheim und Bischofs-
heim, am 3. März in Biebesheim und Raunheim 
und 2. April in Gustavsburg. Am 18. Mai plaktierte 
die Kleinpartei nach eigenen Angaben Europa-
wahlplakate in Raunheim. Auch der Auftritt der 
ANGG in den Sozialen Medien deutet darauf 
hin: Auf Twitter verbreitet der ANGG inzwischen 
hauptsächlich Werbung des „III. Weges“. 

Auch wenn die regionalen Aktivitäts-Schwer-
punkte in den Stützpunkten liegen, ist die Klein-
partei auch darüber hinaus in Hessen in Er-
scheinung getreten. So wurde im Januar 2019 ein 
mutmaßliches Mitglied des „III. Weges“ bei einer 
Kranzniederlegung am Grab eines ehemaligen 
SS-Angehörigen in Wiesbaden beobachtet. Am 
16. Februar 2019 fand zudem eine Demonstra-
tion des „III. Weges“ unter dem Motto „Ein Licht 
für Dresden“ in Fulda statt, an der ungefähr 130 
Personen beteiligt waren. Inhaltlich wurde bei 
der Demo vor allem der geschichtsrevisionisti-
sche Opfermythos um die Bombardierung von 
Dresden im 2. Weltkrieg gepflegt.
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An Demonstrationen vom „III. Weg“ beteiligen sich fast 
ausschließlich Parteimitglieder. Obwohl die Aktivist*in-
nen bereits Wochen vorher Flyer verteilen, schließen 
sich kaum Bürger*innen den Protesten an. Trotzdem 
entfalten die Demonstrationen vom „III.Weg“ medial eine 
große Wirkung. Mit diesen Tricks macht die Partei aus 
ihren Aufmärschen Aufreger-Themen:

Die Partei setzt bei Demos sehr stark 
auf „Uniformierung“ und auf geordne-
te Formationen. Damit will der „III.Weg“ 
das Bild von Disziplin und Stärke nach 
außen senden. Assoziationen zu den 
Auftritten der NSDAP in den 30er Jah-
ren sind von der Partei beabsichtigt. 
Trommler*innen verstärken diesen 
Eindruck zusätzlich.

Während bei anderen rechtsextremen 
Organisationen vor allem Deutsch-
landfahnen getragen werden (bei eini-
gen die aktuelle, bei anderen die alten 
Reichsfarben Schwarz-Weiß-rot), 
dominiert bei Demos vom „III.Weg“ 
dunkelgrün. Die Partei vermarktet also 
vor allem sich selbst.

„III. Weg“: Kleine Demos schlagen große Wellen - durch gezielte Propagandatricks
Hochplakate schweben anders als 
Transpis über den Köpfen der Teilneh-
menden. Dadurch sind die Botschaften 
besser zu lesen und die Menge wirkt 
größer als sie eigentlich ist. Vor allem 
wenn sich die Partei anderen Protesten 
anschließt, wirkt dieser Effekt: Auf 
Pressebildern sieht man danach vor 
allem die Botschaften vom „III.Weg“.

Auch ein beliebtes Propagandamittel 
sind Verkleidungen. Bei Demos laufen 
dann beispielsweise als Tod kostümierte 
Teilnehmende mit, die eine US-Flagge 
mit sich führen. So kann der „III.Weg“
seine einfachen Freund-Feind-Schema-
ta in wirksame Bilder übersetzen.

Der „III. Weg“ setzt in sei-
ner Propaganda gezielt 
auf Provokationen und 
auf die Wirkung seiner 
Bilder.
	
Deshalb sind wir gefor-
dert, diese Wirkung nicht 	
zusätzlich zu verstärken.

Insbesondere sollte man 
daher beim Teilen von 
Bildern, die Aufmärsche 
des „III.Wegs“ zeigen, 
überlegen, ob dadurch 
die Propaganda der 
Partei weiter verbreitet 
wird.
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Kameradschaft Rheinhessen
Foto: achtsegel.org

Die Rechte - Hessen
Foto: achtsegel.org

WEITERE EXTREM RECHTE 
GRUPPEN IN DER REGION 
UND IN HESSEN

3.5.

Die Kameradschaft Rheinhessen tritt mit dem 
klassischen Slogan rechtsextremer Kame-
radschaften in Deutschland auf: „frei, sozial, 
national“. Kein Wunder, denn die 2018 erst-
mals beobachtete Gruppierung, setzt sich 
aus Personen zusammen, die schon lange 
im subkulturellen Rechtsextremismus aktiv 
sind, beispielsweise einschlägige Rechts-
rock-Events besuchen. Eng verbunden ist die 
Kameradschaft Rheinhessen mit dem „Wider-
stand Zweibrücken“, der „Initiative Südwest“ 
und der Partei „Die Rechte“ (afax 2019). In 
Hessen besuchte die Kameradschaft Rhein-
hessen eine Demonstration in Kassel der Par-
tei „Die Rechte“.  Die Demonstration richtete 
sich gegen „Hetze gegen Rechts“ und war ein 
zynischer Aufgriff des Mordanschlags auf den 
Politiker Walter Lübcke durch einen Rechtsex-
tremen.

Parteien, Kameradschaften und die Identitäre Bewegung: In der wei-
teren Umgebung des Kreises Groß-Gerau und in Hessen tritt die ext-
rem rechte Szene in verschiedenen Formationen auf. Eine Auswahl:

„Kameradschaft
Rheinhessen“

Unter den rechtsextremen Kleinparteien ist 
„Die Rechte“ in Hessen am wenigsten orga-
nisiert. Zeitweise gab es keinen eigenen Lan-
desvorstand. Seit 2019 gibt es wieder einen 
(Blick nach rechts 2019). Dennoch zählt die 
Partei kaum Anhänger*innen in Hessen. Eine 
Demonstration in Kassel 2019 wurde maßgeb-
lich von Personen aus anderen Bundesländern 
organisiert und besucht.

„Die Rechte“

Die „Kameradschaft Aryans“ ist eine Neona-
zi-Kameradschaft mit Mitgliedern aus Bay-
ern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen-Anhalt. Der Namen 
leitet sich von dem Begriff Arier ab, einer von 
Rassisten imaginierten weißen Rasse. Be-
kannt wurde sie vor allem durch einen sehr ge-
walttätigen Überfall 2017 am Rande einer De-
monstration von „Die Rechte“ in Halle (Knothe 
2019). Der Kameradschaft gehören unter an-
derem Neonazis aus dem Main-Kinzig Kreis, 
aus Offenbach sowie aus der Umgebung von 
Mainz und Aschaffenburg an.

„Kameradschaft
Aryans“

Die bekannteste Partei im rechtsextremen 
Spektrum ist die „Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands“ (NPD). Hessen war tra-
ditionell eine der Hochburgen der NPD. 1966 
konnte die Partei sogar mit 7,9% in den Hes-
sischen Landtag einziehen. Es blieb allerdings 
bei einer einzigen Legislaturperiode und die 
NPD verpasste 1970 die 5-Prozent-Hürde. Bei 
den Landtagswahlen 2018 kam die NPD auf 
0,2% der Stimmen. Laut Verfassungsschutz-
bericht verfügt die NPD in Hessen etwa über 
250 Mitglieder (LfV Hessen 2018).
Zuletzt fiel die Partei vor allem mit Tarnkam-
pagnen auf, die den Bezug zur NPD auf den 
ersten Blick verschleiern. Beispielsweise in-
szenierte man sich unter dem Titel „Schutz-
zone“ als Bürgerwehr in verschiedenen hes-
sischen Orten. Die Aktionen dauerten dabei 
jeweils nur wenige Minuten und wurden von 
einigen wenigen Aktivist*innen durchgeführt. 
Im Netz stellte man diese Aktionen gleich-
wohl wesentlich größer dar, als sie eigentlich 
waren. Außerdem reakivitierte die Partei ihre 
Tarnkampagne „Schuelersprecher.info“ bei 
der im Umfeld von Schulen Propaganda-Ma-
terialien verteilt werden.

NPD

Combat 18, ausgesprochen etwa „Kampfge-
meinschaft Adolf Hitler“ ist ein weltweit be-
stehendes rechtsterroristisches Netzwerk. 
Die Organisationsstruktur besteht aus rela-
tiv kleinen Zellen, die unabhängig von einan-
der aktiv werden. Diese Strategie wird auch 
als „führerloser Widerstand“ bezeichnet. Die 
Szene ist sehr klandestin organisiert und um 
Anonymität bemüht. 2018 wurde bekannt, 
dass in Hessen um Stanley R. eine Combat 
18-Struktur besteht. R. lebt in Kassel und hat 
vor allem zur dortigen rechtsextremen Szene 
Bezüge. Auch der mutmaßliche Mörder von 
Walter Lübcke steht im Verdacht, zumindest 
in der Vergangenheit Kontakte zu Combat 
18-Strukturen gehabt zu haben (EXIF 2018).

„Combat 18“

Die „Identitäre Bewegung“ ist eine der be-
kanntesten rechtsextremen Gruppierungen. 
In Deutschland wurde sie 2014 gegründet. 
Ideologisch vertritt sie die Positionen der 
Neuen Rechten. In Hessen sollen die Identi-
tären laut Verfassungsschutz etwa 80 Mit-
glieder haben (LfV Hessen 2018). Laut eigenen 
Angaben bestehen 10 Ortsgruppen in Hessen, 
darunter in Wiesbaden, Frankfurt und Darm-
stadt. Der 2019 amtierende Sprecher der 
Identitären in Hessen lebt in Marburg. In den 
vergangenen Jahren fiel die Gruppe durch 
Aktionen in Frankfurt und Wiesbaden auf. Al-
lerdings werden in der Regel viele lokale Aktio-
nen der Identitären von Mitgliedern aus ande-
ren Orten unterstützt oder durchgeführt.
Ihren Bekanntheitsgrad schöpfen die Identi-
tären vor allem aus ihren Aktivitäten in Sozia-
len Netzwerken, wo die sie enorme Reichwei-
ten erzielen können.
Nach außen gibt sich die Gruppierung gerne 
gemäßigt und verzichtet auf historisch belas-
tete Begriffe und offene Bezüge zur Zeit des 
Nationalsozialismus. Auch versucht man sich 
als gewaltfreie Gruppierung zu verkaufen. 
Tatsächlich ist das Gedankengut der Identi-
tären Bewegung eindeutig im Rechtsextre-
mismus zu verorten. Hinter Schlagworten wie  
„Remigration“, „Reconquista“ oder „der große 
Austausch“, versteckt sich eine Ideologie des 
Blut-und-Boden-Gedankens. Die Identitären 
zielen damit auf die Errichtung einer ethnisch 
homogenen Gesellschaft ab und ist dazu be-
reit weite Teile der Bevölkerung auszuschlie-
ßen und ihrer Grundrechte zu berauben.
Die Identitäre Bewegung verfügt über enge 
Kontakte zur deutschnationalen Burschen-
schaftsszene, dem Neu-Rechten Institut für 
Staatspolitik und zur Alternative für Deutsch-
land (insbesondere der Jugendorganisation 
Junge Alternative). In Hessen reichen diese 
Kontakte bis in den Landtag: AfD-MdL Andre-
as Lichert war beim Ankauf einer Immobilie in 
Halle beteiligt, die heute von den Identitären 
genutzt wird (Majic 2017). 

„Identitäre Bewegung“
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Andreas Lichert
Foto: achtsegel.org

Neue Rechte

Unter dem Schlagwort „Neue Rechte“ versu-
chen verschiedene Akteur*innen rechtes Ge-
dankengut zu erneuern. Ihr Ziel ist es, rech-
te Politik vom Ruch des Nationalsozialismus 
zu befreien. Ideologisch knüpft man deshalb 
an rechte Vordenker der Weimarer Zeit an. 
Strategisch setzt man unter dem Schlagwort 
„Kulturrevolution“ oder auch „68 von rechts“ 
vor allem darauf, den gesellschaftlichen 
Diskurs nach rechts zu verschieben (vgl.: 
Pfahl-Traughber 2019).

Die bekannteste Organisation der Neuen 
Rechten in Deutschland ist das Institut für 
Staatspolitik. In leitender Funktion war dort 
zeitweise der hessische AfD-Landtagsab-
geordnete Andreas Lichert aktiv (Joachim 
2016). In Youtube-Videos des Instituts tritt Li-
chert gemeinsam mit führenden Köpfen der 
rechtsextremen Identitären Bewegung auf 
(YouTube 2015). Nach wie vor wird Lichert als 
Kontakt für die  „Titurel-Stiftung“ geführt, 
die ebenfalls der Neuen Rechten zugeordnet 
werden kann.

Querfront-Mobilisierungen

Im Rhein-Main-Gebiet formieren sich seit 2018 
extrem rechte Gruppierungen unter verschie-
denen Namen und mobilisieren zu Demonstra-
tionen. Die verschiedenen Gruppierungen wie 
„Beweg Was Mainz“ oder „Gelbwesten Wies-
baden“ arbeiten dabei eng zusammen. Ge-
meinsam setzen sie bei der Mobilisierung auf 
die sogenannte „Querfront-Strategie“. Diese 
äußert sich beispielsweise in der Selbstveror-
tung, „weder rechts noch links“ zu sein. Tat-
sächlich wird bei den Demonstrationen und 
in den zugehörigen Social-Media-Gruppen 
jedoch rechtes Gedankengut propagiert. Vor 
allem Verschwörungstheorien, aber auch Pro-
paganda der NPD, wird in diesen Gruppen ge-
teilt (YouTube 2019).

Gelbwesten Wiesbaden
Foto: achtsegel.org

Reichsbürger*innen

Reichsbürger*innen gibt es bereits seit den 
achtziger Jahren. Allerdings wurden sie lange 
Zeit als randständiges Phänomen nicht ernst 
genommen und als harmlose Spinner*innen 
abgetan. Erst nach einem Vorfall im bayri-
schen Georgensgmünd im Oktober 2016, bei 
dem ein Polizist starb und drei weitere ver-
wundet wurden, änderte sich die Wahrneh-
mung der Reichsbürger*innenbewegung in 
der breiteren Öffentlichkeit. Ein 49-jähriger 
Reichsbürger schoss auf ein Spezialeinsatz-
kommando der Polizei, nachdem diese ver-
suchten auf seinem Grundstück Waffen zu 
beschlagnahmen. Daraufhin wurden in den 
vergangenen Jahren genauere Zahlen zu der 
Szene vom Verfassungsschutz veröffentlicht, 
die zeigen, dass die Reichsbürger*innensze-
ne über eine relativ große Anhängerschaft 
verfügt. Bundesweit gab es 2017, laut dem 
Verfassungsschutz, 16500 Reichsbürger*in-
nen, davon etwa 1000 in Hessen (LfV Hessen 
2018: 77). Reichsbürger*innen glauben, dass 
die Bundesrepublik Deutschland kein sou-
veräner Staat sei und dass das Deutsche 
Reich fortbestünde. Dabei argumentieren die 
Reichsbürger*innen mit juristisch falschen 
Interpretationen von Dokumenten und Geset-
zestexten (Speit 2017).

Völkische Siedler*innen

Rund 1000 Menschen werden in Deutschland 
der Szene der völkischen Siedler*innen zu-
gerechnet. Mitglieder dieser Szene besiedeln 
ländliche Gebiete und leben dort nach völki-
scher Ideologie. Bereits im Kindesalter wird 
der Nachwuchs indoktriniert. Bekannt sind 
Ansiedlungen in Nordhessen.  Zudem ist das 
„Thule-Seminar“ in Kassel ein beliebter Ver-
anstaltungsort der Szene (Podjavorsek 2017). 
Die relativ junge „Anastasia-Bewegung“, die 
ebenfalls dem Spektrum zugeordnet werden 
kann, wollte am Edersee 2019 ein Festival 
durchführen. Nach Bekanntwerden der Pläne 
kündigte die örtliche Jugendherberge jedoch 
den Mietvertrag (Renner 2019). Nach Recher-
chen des rbb-Magazins Kontraste sind 17 
Siedlungen der Bewegung am Entstehen, die 
diese als „Familienlandsitze“ bezeichnet. Die
Anführer*innen der Anastasia-Bewegung 
pflegen auch Kontakte zu Reichsbürger*in-
nen, Holocaust-Leugner*innen und An-
hänger*innen der „Identitären Bewegung“ 
(Duwe/Wandt 2019).

Anastasia Bewegung
(Quelle: Facebook)

Antikapitalistisches Kollektiv 
(AKK)

Das AKK-Netzwerk ist ein Zusammenschluss 
verschiedener Neonazi-Gruppierungen. Vor allem 
junge Menschen aus der Szene schlossen sich 
dem Netzwerk an. Das Netzwerk duldete Dop-
pelmitgliedschaften, man konnte also in rechts-
extremen Parteien und dem Antikapitalistischen 
Kollektiv aktiv sein (Seydack 2017). Bereits im 
Namen versuchte die Gruppierung linke Themen 
aufzugreifen. Auch in ihren Aktionsformen und 
Auftritten bei Demonstrationen kopierte das AKK 
linke Strategien. Bewusst versuchte man auch 
linke Demonstrationen, beispielsweise gegen die 
Europäische Zentralbank in Frankfurt, zu unter-
wandern. Auch im Kreis Groß-Gerau war die Grup-
pierung aktiv. Seit über einem Jahr sind jedoch 
bundesweit kaum noch Aktivitäten des AKK zu 
beobachten. Die Social-Media-Accounts werden 
ebenfalls nicht mehr aktualisiert.
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Rechtsextremismus
erkennen

3.6. Menschenfeindlichkeit 
widersprechen

Diese Bilder zeigen Menschen in ganz unter-
schiedlichen Outfits. Vom „Normalo“, über den 
Stoffbeutel-Träger, der Trachtenhose bis zum 
klassischen Skinhead-Look. Alle Bilder stam-
men vom selben Tag. Sie zeigen Teilnehmen-
de einer Demonstration der rechtsextremen 
Kleinstpartei „Die Rechte“ in Kassel.  Wie man 
sieht, gibt es nach wie vor Rechtsextreme in 
Springerstiefeln mit Glatzen. Dieser Look, der 
häufig mit Rechtsextremismus gleichgesetzt 
wird, ist aber längst nicht mehr der einzige 
Kleidungsstil auf rechten Versammlungen. 
Das hat mehrere Gründe: Da heute jede*r 
selbst mit wenig Aufwand T-Shirts und Pull-
over gestalten und bedrucken lassen kann, 
gibt es heute viel mehr rechtsextreme Labels 
als in den 1990er Jahren. Zudem wollen viele 
Mitglieder rechtsextremer Organisationen 

nicht auf den ersten Blick als Anhänger*innen 
der Szene erkannt werden. Sie tragen daher 
unauffälligere und weniger martialische Auf-
drucke als früher. Oder sie verzichten ganz 
auf Szene-Labels und kopieren die Looks an-
derer Subkulturen, wie beispielsweise der 
Ultra-Szenen aus den Fußball-Fankurven. Im 
Ergebnis heißt das: Rechtsextremismus ist 
nicht mehr (und war es vielleicht auch nie) so 
einfach an Szene-Klamotten zu erkennen. Im-
mer noch werden Zahlencodes und politische 
Botschaften auf T-Shirts und Co gedruckt. Oft 
werden die Botschaften dabei in auf den ers-
ten Blick harmlosen oder unpolitischen Moti-
ven untergebracht. Wer sich dennoch schlau 
machen will, über Rechtsextreme Modemar-
ken, Codes und Symbole, der findet in folgen-
den Materialien hilreiche Informationen:

Ein Überblick über die Styles und Codes der 
rechten Szene bietet das Portal „Das Ver-
steckspiel“ und die dazugehörige Broschüre 
der „Agentur für soziale Perspektiven“.
 ->dasversteckspiel.de

Ebenfalls zu dem Thema zu empfehlen sind 
die Text auf der Seite des „Informations- 
und Dokumentationszentrum für Antirassis-
musarbeit in NRW“ (IDA-NRW). 
->ida-nrw.de/themen/rechtsextremismus/
symbolik

Für eine tiefergehende, wissenschaftliche 
Beschäftigung mit dem Wandel rechtsextre-
mer Kleidung lohnt sich auch die Lektüre von 
„The Extreme gone Mainstream - Commercia-
lization and Far Right Youth Culture in Germa-
ny “ der Soziologin Cynthia Miller-Idriss.

Die interaktive Webseite „Kein Raum für 
Rechts“ der „Bildungsvereinigung ARBEIT 
UND LEBEN Niedersachsen“ bietet einen 
Einblick in Styles und Codes sowie rechtsex-
treme Lebenswelten. 
-> kein-raum-fuer-rechts.de

Rechte Parolen gegen Migrant*innen, gegen 
Asylbewerber*innen oder Menschen mit an-
derer sexueller Orientierung sind, das zeigen 
die Studien über Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit, in der Mitte der Gesell-
schaft angekommen und werden längst nicht 
mehr nur von organisierten Rechtsextre-
mist*innen geäußert. Beschleunigt wird diese 
Entwicklung durch die Propaganda rechts-
populistischer Parteien. Umso wichtiger ist 
es deshalb, im Alltag, im Betrieb, in der Kneipe 
oder im Supermarkt zu widersprechen, wenn 

Menschen abgewertet werden. Machen Sie 
deutlich, dass solche Positionen nicht von 
allen geteilt werden und als das wahrgenom-
men werden, was sie sind: Ein Tabubruch, der 
in einer demokratisch verfassten, vielfältigen 
Gesellschaft nicht akzeptabel ist. Wie man 
Widerspruch leisten kann, wie man Hass und 
Hetze mit Argumenten begegnen kann, darü-
ber informieren eine Vielzahl von Broschüren 
und Büchern, einige davon können kostenlos 
bezogen werden:

Die App „KonterBUNT – Einschreiten für 
Demokratie“ der „Landeszentrale für poli-
tische Bildung des Landes Sachsen-Anhalt“ 
und der „Niedersächsischen Landeszentra-
le für politische Bildung“ sowie die dazuge-
hörige Webseite bieten viele Informationen 
zu Argumentationstrategien gegen rechte 
Parolen an. Zudem können diese Strategien 
in einem Mini-Spiel getestet werden. 
-> konterbunt.com

Ein Argumentations- und Handlungstraining 
gegen menschenverachtende Einstellun-
gen bietet das „Netzwerk Demokratie und 
Courage“ an. Es  richtet sich an Multiplika-
tor*innen, Sozialpädagog*innen, Lehrer*in-
nen, Gewerkschafter*innen, Kommunal-
politiker*innen und andere antirassistisch 
engagierte Menschen.
-> netzwerk-courage.de
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3.7. Das hilft gegen 
Rechtsextremismus

Stimmen von Betroffenen

stärken:

Wenn über Rechtsextremismus gesprochen 
wird, dann wird häufig über die Täter*innen 
gesprochen, oft auch mit ihnen. Viel seltener 
kommen jedoch die Betroffenen von Rechts-
extremismus zu Wort. Das liegt unter ande-
rem daran, dass Menschen, die nicht in das 
Weltbild von Rechtsextremen passen, häufig 
gesellschaftlichen Minderheiten angehören. 
Diese sind im öffentlichen Diskurs strukturell 
unterrepräsentiert. Obdachlose, Homosexu-
elle, Zugewanderte, geflüchtete Menschen, 
Angehörige nicht-christlicher Glaubensge-
meinschaften, Menschen mit niedriger forma-
ler Bildung, oder Menschen mit Behinderung 
haben es schwer, ihre Positionen in öffent-
liche Diskurse einzubringen. Hauptursache 
dafür sind fehlende Netzwerke und Zugänge 
zu Multiplikator*innen der öffentlichen Mei-
nungsbildung. Viele der genannten Gruppen 
sind beispielsweise in der Politik oder unter 
Medienschaffenden unterrepräsentiert. Die 
Perspektiven und Erfahrungen dieser Men-
schen sichtbar zu machen, ist ein wichtiger 
Baustein zur Prävention von rechtsextremen 
Einstellungen: Sie schaffen Vertrauen, bau-
en Vorurteile ab und sorgen dafür, dass mehr 
Menschen am öffentlichen Diskurs teilneh-
men können.

Rechtsextreme Vorfälle mel-

den:

Die Fachstelle gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus im Kreis Groß-Gerau hat eine 
eigene Meldestelle für rechtsextreme Vorfälle 
eingerichtet. Dort können Sie online und un-
kompliziert mitteilen, wenn Sie einen rassis-
tischen oder rechten Übergriff erlebt oder 
beobachtet haben. Wichtig ist, dass kurz be-
schrieben wird, was, wo und wann vorgefallen 
ist.  Mitarbeiter*innen vom Kreis setzen sich 
für weitere Nachfragen mit Ihnen in Verbin-
dung und leiten, wenn das gewünscht ist, wei-
tere Schritte ein.   
Ihre Angaben werden streng vertraulich be-
handelt und werden ggf. nur nach Absprache 
und Ihrem Einverständnis anonymisiert an 
Dritte weitergegeben.
-> kreisgg.de/vorfall

Beratungsstellen kontaktieren:

In Hessen gibt es verschiedene Beratungs-
stellen, die Sie kostenlos bei Problemlagen 
im Bereich Rechtsextremismus unterstützen. 
Eine Auswahl dieser Stellen findet sich hier:

ADiBe Netzwerk Hessen 

Das ADiBe Netzwerk Hessen berät Menschen, 
die aufgrund der ethnischen Herkunft, Religi-
on, sexuellen Orientierung, des Geschlechts, 
Lebensalters oder einer Behinderung Diskri-
minierung erfahren haben, beispielsweise bei 
der Job- oder Wohnungssuche, auf Ämtern 
oder in der Freizeit. 
-> adibe-hessen.de

beratungsNetzwerk Hessen - gemeinsam für 
Demokratie und gegen Rechtsextremismus 

Rechtsextreme Stimmungen an einer Schule, 
rassistische Stammtischparolen, Neonazis im 
Jugendclub, antisemitische Schmierereien – 
solche diskriminierende Vorfälle gehören zum 
Alltag auch in vielen hessischen Kommunen. 
Um diese Konflikte angemessen bewältigen 
zu können, bietet das „beratungsNetzwerk 
hessen – gemeinsam für Demokratie und ge-
gen Rechtsextremismus“ professionelle Bera-
tungshilfe an. Es berät hessenweit Betroffene, 
Schulen, Eltern und Familienangehörige, Kom-
munen, Vereine und andere Hilfesuchende in 
Fällen von Rechtsextremismus, Antisemitis-
mus, Rassismus oder Salafismus und bietet 
eine breite Palette präventiver Maßnahmen 
an. Die Beratung ist individuell, vertraulich und 

kostenlos. 
Mittlerweile hat das Demokratiezentrum Hes-
sen zwei Regionalstellen: Die Regionalstelle 
Nord-/Osthessen beim Mobilen Beratungs-
team Hessen (MBT) in Kassel und die Regio-
nalstelle Südhessen im „Haus am Maiberg“ in 
Heppenheim. 
Die Regionalstelle Süd des Hessischen De-
mokratiezentrums arbeitet vor allem in den 
Landkreisen Darmstadt, Groß-Gerau, Oden-
wald und Bergstraße in Südhessen. Sie bietet 
bedarfsorientierte Beratung für Organisatio-
nen und Einzelpersonen nach Vorkommnissen 
mit einem rechtsextremen, antisemitischen, 
rassistischen oder antidemokratischen Hin-
tergrund. Außerdem ist sie Anlaufstelle für 
Fragen zur Prävention und Demokratieför-
derung in den Themenfeldern Rechtsextre-
mismus, Islamismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit. 
-> haus-am-maiberg.de

Beratungsstelle Hessen von Violence Preven-
tion Network (VPN)

Die Beratungsstelle Hessen von Violence Pre-
vention Network wendet sich an Jugendliche, 
Eltern und Fachpersonal mit Fragen im The-
menfeld Extremismus. Sie bietet Maßnahmen 
der Prävention, Intervention und Deradikali-
sierung als Antwort auf die allgemeine Hilflo-
sigkeit im Umgang mit religiös begründetem 
Extremismus an. Die Beratungsstelle fördert 
die Stärkung der Toleranz von unterschied-
lichen Weltsichten sowie die Früherkennung, 
Vermeidung und Umkehr von Radikalisie-
rungsprozessen. Die Intervention bei begin-
nenden Radikalisierungsprozessen und die 
zielgerichtete Deradikalisierungsarbeit set-
zen dort an, wo Menschen einen Ausweg aus 
extremistischen Ideologien suchen.
-> beratungsstelle-hessen.de

IKARus Hessen

IKARus Hessen ist ein Informations- und Kom-
petenzzentrum und unterstützt Menschen, 
die in rechtsextremen Szenen aktiv sind oder 
mit ihnen sympathisieren und den Gedanken 
in sich tragen, aber aus dieser Szene aus-
steigen möchte. Diese Entscheidung braucht 
nicht nur Mut, sondern professionelle Bera-
tung und Begleitung. 
-> ikarus-hessen.de
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Mobile Beratung gegen rechtsextreme, ras-
sistische oder andere menschenfeindliche 
Haltungen

Das mobile Interventionsteam gegen rechts-
extreme, rassistische oder andere men-
schenfeindliche Haltungen des beratungs-
Netzwerks hessen ist angesiedelt in der 
Bildungsstätte Anne Frank in Frankfurt am 
Main. Das mobile Beratungsteam berät Ein-
zelpersonen, Initiativen, Kommunen, Vereine 
und Verbände sowie Jugend- und Bildungs-
einrichtungen in ihrem Engagement vor Ort in 
ganz Hessen.  
-> bs-anne-frank.de

RAHMA e.V. - Muslimisches Zentrum für Mäd-
chen, Frauen und Familie 

RAHMA e.V. ist eine Anlauf- und Beratungsstel-
le für Mädchen und Frauen mit muslimischem 
Hintergrund und setzt sich gegen antimusli-
mische Diskriminierung und antimuslimischen 
Rassismus ein. In Fällen von Diskriminierung 
und Rassismus erhalten Betroffene Beratung, 
Unterstützung und Begleitung.  Mädchen 
und Frauen, aber auch Multiplikator*innen 
(wie Lehrer*innen), werden mit Bildungs- und 
Empowermentangeboten in Workshops, Fort-
bildungen etc. bestärkt, sich engagiert gegen 
Rassismus und Diskriminierung zu behaupten. 
-> rahmazentrum.de
 
response.

response. berät Betroffene von rechter und 
rassistischer Gewalt. Die Beratungsstelle 
unterstützt bei der Traumabewältigung, hilft 
durch Orientierung im Strafrecht und Emp-
owerment im Alltag. 
-> response-hessen.de

rote linie – Pädagogische Fachstelle Rechts-
extremismus 

Die rote linie ist eine pädagogische Fachstelle. 
Im Themenfeld Rechtsextremismus ist sie in 
ganz Hessen Ansprechpartnerin für Fachkräf-
te der Kinder- und Jugendhilfe, für Fachkräf-
te an Schulen und in Betrieben, für Eltern und 
Angehörige, für besorgte oder gefährdete Ju-
gendliche, für Mitarbeitende der kommunalen 
Verwaltung, der Justizvollzugsanstalten, der 

Vereine, Verbände, Kirchen und Ehrenamtli-
che sowie für Behörden und Kommunalpoliti-
ker*innen. 
Die Mitarbeiter*innen der roten Linie unter-
stützen vor Ort. Die Hilfen und Angebote sind 
vertraulich, unproblematisch und kostenfrei.
-> rote-linie.net

Bündnisse schmieden, Bünd-

nisse beitreten, Anlaufstellen 

kontaktieren:

Rechtsextreme und rechtspopulistische Kräf-
te arbeiten an einer Spaltung der Gesellschaft. 
Sie setzen darauf Gruppen, Organisationen 
und Institutionen, die von ihnen angegriffen 
werden, zu isolieren. Die beste Reaktion auf 
diese Versuche ist Prävention: Das proakti-
ve Schmieden von Bündnissen zwischen ver-
schiedenen Organisationen und gesellschaft-
lichen Gruppen. Starke Bündnisse auf lokaler 
Ebene, in denen man einander kennt und ver-
traut, ermöglichen schnelle Solidarität zwi-
schen Betroffenen von menschenfeindlichen 
Kampagnen. Je breiter diese Bündnisse auf-
gestellt sind, desto besser. Die Neugründung 
lokaler Bündnisse gegen Rechts erfordert viel 
Engagement und Zeit. Dabei müssen mitunter 
auch Konflikte und Berührungsängste abge-
baut werden.

Folgende Bündnisse und Anlaufstellen beste-
hen im Kreis Groß-Gerau:

Netzwerk gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus im Kreis GG

Aktionsbündnis gegen Rechtsextremismus 
Groß-Gerau

Förderverein Jüdische Geschichte und Kultur 
im Kreis Groß-Gerau e.V.

Gegen Vergessen Für Demokratie e.V., 
Regionale Arbeitsgruppe Südhessen

Integrationsbüro Stadt Mörfelden-Walldorf

Interkulturelles Büro Rüsselsheim am Main

Margit-Horváth-Stiftung

Kontaktdaten zu allen aufgeführten Bünd-
nissen finden Sie auf: 

->kreisgg.de/info-pool

Über Rechtsextremismus 

aufklären:

Gegen rechtsextreme und menschenfeindli-
che Strukturen kann nur aktiv werden, wer für 
die Problematik sensibilisiert wurde. Daher 
sind Veranstaltungen, bei denen über rechts-
extreme Politik, Strukturen und Gefahren auf-
geklärt wird, eine wichtige Basis für das Enga-
gement gegen Rechts. Dabei kommen nicht 
nur klassische Vorträge in Frage, sondern 
auch zielgruppenspezifische Workshops oder 
auch Filmvorführungen oder Theaterstücke. 
Bei der  Organisation und Finanzierung sol-
cher Veranstaltungen steht Ihnen die Fach-

stelle gegen Rechtsextremismus und Rassis-
mus im Kreis GG gerne mit Rat zur Seite.

Organisationen, Institutionen 

und Vereine: Über Leitbilder 

Position beziehen:

Öffentliche Institutionen wie Bildungsein-
richtungen und Bibliotheken, Sport- und Kul-
turvereine oder Organisationen sind wichti-
ge Träger*innen demokratischer Kultur und 
Werte vor Ort. Durch ihre Angebote wirken 
sie in die Gesellschaft und erreichen viele 
Menschen. Auch Organisationen, die keinen 
unmittelbaren Auftrag haben, politisch zu 
wirken, können sich klar für demokratische 
Werte positionieren. Über sogenannte Leit-
bilder können sie nach außen erklären, warum 
für ihre Tätigkeiten und Angebote demokrati-
sche Werte erforderlich sind und festlegen, 
dass sie in ihren Strukturen kein diskriminie-
rendes oder rassistisches Verhalten dulden.

Leit-
bild
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notizen notizen



Sprache ist in den sozialen Medien aggressiver und hemmungsloser 
geworden. Die Schnelllebigkeit verleitet zu gewaltbereiten und pau-
schalen Bewertungen, was dazu führt, dass die Würde des Menschen 
verletzt wird. Die vorliegende Dokumentation soll zeigen, wie Hass 
und Hetze im Netz ausgelöst werden und mit welchen Strategien 
rechtextreme und rassistische Zusammenschlüsse, aber auch 
scheinbar demokratische Institutionen, zur Erreichung ihrer Ziele 
und Interessen, Post oder Nachrichten manipulieren. Die Dokumenta-
tion soll dazu ermutigen, sowohl o�ine als auch online in sozialen 
Medien genauer hinzuschauen. Die Sensibilität zum Durchschauen 
und Erkennen von Hass- und Hetznachrichten führt dazu, dass die 
Menschen sich dagegen positionieren und handeln können. 

Vorgestellt werden Erscheinungsformen wie Hasskommentare, mani-
pulierende Nachrichtenseiten und Social-Media-Gruppen, in denen 
über gesellschaftliche Minderheiten gehetzt wird. Außerdem 
beleuchtet die Dokumentation Akteur*innen, die am gesellschaft-
lichen Rechtsruck beteiligt sind. Neben einer Analyse enthält die 
Broschüre auch umfangreiche Praxistipps.
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